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Wesentliche Ergebnisse

1.

Deutschland und Europa ringen um Wettbewerbsfahigkeit der Unterneh-
men. Wettbewerb ist eine wichtige Voraussetzung fiir Wettbewerbsfahig-
keit: Nur wenn sich Unternehmen in offenen Markten bewahren mussen,
werden sie leistungsstark und innovativ.

Das Kartellrecht ist derzeit nicht in bester Form: Die Rechtsdurchsetzung ist
schwierig. In Schlisselbranchen gibt es eine hohe Machtkonzentration, vor
allem in der digitalen Welt.

Auf die Krisen dieser Zeit reagiert Politik zuweilen mit Ausnahmen fir ein-
zelne Sektoren. Diese Strategie ist grundsatzlich problematisch, da die
Wettbewerbsordnung davon lebt, dass die gleichen Regeln fiir alle gelten.
Das wird umso wichtiger, je enger Markte miteinander vernetzt sind. An-
passungen fir landwirtschaftliche Erzeuger folgen konsequent dem euro-
paischen Vorbild. Erleichterungen fiir die Medienbranche werden die be-
klagenswerten Probleme der Qualitatsmedien voraussichtlich nicht behe-
ben.

Fir die angespannte Lage auf den Kraftstoffmarkten waren strukturelle
MalRnahmen wesentlich besser als Preiskontrollen und weitere aufwandige
Datensammlungen. Das Verfahren gegen Raffinerien und Kraftstoff-Grol3-
handel nach § 32f GWB ist jedoch zum Erliegen gekommen. Dabei ist genau
dies ein hervorragender Beispielsfall fiir das Instrument des § 32f GWB.

§ 32f GWB sollte in der aktuellen Fassung nicht verandert werden. Es ist ein
wichtiges Instrument, um Marke offen zu halten und lang andauernde, er-
hebliche Wettbewerbsstérungen, die Verbraucherinnen und Verbrauchern
schaden, abzustellen.

Der Regierungsentwurf sieht einige Anderungen bei den Befugnissen, im
Verfahren und beim Rechtsschutz vor. Diese sind begriiRenswert. Weiter-
gehend sollten die im jlingsten Sondergutachten ,,Starkes Bundeskartellamt
— Wettbewerb der Zukunft” vorgelegten Empfehlungen der Monopolkom-
mission diskutiert und umgesetzt werden. Damit lasst sich zum einen die
Unabhdngigkeit des Bundeskartellamts absichern, zum anderen dessen
Leistungsfahigkeit steigern. Insbesondere sollte das Amt des/der Prasiden-
ten/Prasidentin des Bundeskartellamts 6ffentlich ausgeschrieben und nach
transparenten Kriterien vergeben werden.

Das geplante Vergabescreening ist ein hervorragendes Beispiel fir das Ler-
nen vom Ausland und fiir die Digitalisierung des Wettbewerbsschutzes.
Die geplante Anhebung der Schwellenwerte inder Fusionskontrolle ist nicht
zielfihrend.

§ 19a GWB sollte gestarkt und um Regeln flr KI erganzt werden, um die
massive Machtkonzentration im Digitalbereich aufzubrechen.
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A. Wettbewerb unter Druck

Der Bundestag befasst sich erneut mit Nachjustierungen im Kartellrecht. Nach der 10. GWB-No-
velle 2021, der 11. GWB-Novelle 2023 und dem Kraftstoffmalnahmenpaket vom April 2026 zeigt
dies, wie sehr die wettbewerbliche Ordnung der Markte ein Thema fiir die Politik ist. Mit Recht:
Das Wettbewerbsprinzip steht unter Druck, die Rechtsdurchsetzung erweist sich als schwierig.
Dabei ist der Schutz des Wettbewerbs gerade jetzt besonders wichtig — denn Wettbewerb und
offene Markte sind die beste wirtschaftspolitische Strategie, um die Wettbewerbsfahigkeit von
Unternehmen anzureizen.

. Wettbewerbsfahigkeit durch Wettbewerb

Wettbewerbsfahigkeit ist nicht zu verwechseln mit Wettbewerb, sie folgt aber aus Wettbewerb.
Der Draghi-Report hat zurecht angemahnt, dass die Europaische Union ihre Wettbewerbsfahig-
keit starken misse, z.B. durch die Vollendung des Binnenmarkts, die massive Férderung von In-
novation und bestimmte DeregulierungsmaRnahmen.! Soweit damit zugleich Rufe nach gréRe-
ren Konzernen verbunden sind (,,European Champions”), ist das aber abwegig, wenn diese durch
eine kinstliche Abschottung vom Wettbewerb geschaffen werden sollen. Wettbewerbsfahig ist
nicht, wer auf seinem Heimatmarkt geschiitzt und subventioniert wird. Wer sich schon daheim
nur mitstaatlicher Hilfe halten kann, wird auf den Weltmarkten untergehen —abgesehen davon,
dass diese Art der Férderung von Champions durch die Konsumentinnen und Konsumenten auf
dem Heimatmarkt bezahlt wird.

Wettbewerbsfahigkeit braucht eine engagierte Durchsetzung des Wettbewerbsrechts und des
Digital Markets Act (DMA) (dazu auch Abschnitt E.). Das war auch die Schlussfolgerung der vom
Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie eingesetzten Kommission Wettbewerb & Kiinst-
liche Intelligenz, deren Abschlussreport 20 konkrete Handlungsempfehlungen enthilt.? Viele da-
von wirden eine Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit bedeuten. Kl ist die Technologie, die wie
unter einem Brennglasdie Starken und Schwéachen des européaischen Regulierungsmodells zeigt.
Zugleich kann — und soll — staatliche oder européische Wirtschaftspolitik immer nur einen Rah-
men setzen. Es kommt dann aber vor allem auf die Unternehmen an. Die Monopolkommission
hat in ihrem letzten Hauptgutachten festgestellt, dass die Adoptionsrate von Kl in deutschen
Unternehmen noch stark ausbaufahig ist und auch institutionelle Tragheitin Unternehmen ein
Problem ist.3 Auch aus solcher Tragheit weckt der Wind des Wettbewerbs.

Wettbewerb soll aber nicht nur Wettbewerbsfahigkeit herstellen, sondern ist Grundprinzip einer
normativ gedachten Ordnung. Die Wirtschaft steht mitten in einer gewaltigen doppelten Trans-
formation: Zum einen revolutionieren Digitalisierung und Kl ganze Branchen. Zum anderen ver-

Lvgl. Draghi, The future of European competitiveness: Part A — A competitiveness strategy for Europe, hrsg. von
der Europaischen Kommission, Briissel 2024, abrufbar unter https://commission.europa.eu/topics/competitive-
ness/draghi-report_en.

2 Kommission Wettbewerb & Kiinstliche Intelligenz, KI, Wettbewerb & Wettbewerbsfihigkeit — Abschlussbericht,
2026, abrufbar unter https://kikommission.de.

3 Monopolkommission, Hauptgutachten: Wettbewerb 2026 — Fir eine wettbewerbsorientierte Wirtschaftspolitik,
2026, Kap. 4, Rz. 758 ff.

Podszun — Stellungnahme zur 12. GWB-Novelle — Bundestag, 2026 | 6


https://commission.europa.eu/topics/competitiveness/draghi-report_en
https://commission.europa.eu/topics/competitiveness/draghi-report_en
https://kikommission.de/

langt die Klimakrise eine massive Umstellung bisheriger Geschaftsmodelle. Diese beiden Ent-
wicklungen fallen in eine Zeit der geopolitischen Turbulenzen. Dabei stehen auch die Errungen-
schaften des demokratischen und sozialen Rechtsstaats langst nicht mehr so auRRer Frage wie
noch vor wenigen Jahren. Wenn sich der Bundestag jetzt mit dem ,,Grundgesetz der Marktwirt-
schaft”, dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB), befasst, ist das genau der rich-
tige Moment fiir eine Standortbestimmung und fiir ein engagiertes Bekenntnis zu der Grund-
idee, dass freier Wettbewerb, soziale Marktwirtschaft und demokratischer Rechtsstaat zusam-
mengehdren. Die Vorstellungen, die die ordoliberalen Vordenker, Walter Eucken, Franz B6hm,
Alfred Miiller-Armack, Elisabeth Liefmann-Keil und andere, einst einbrachten, haben im Grund-
satz nichts von ihrer Aktualitat eingebuRt.

Il Hohe Konzentration

Immer wieder wird beklagt, dass die Konzentration der Wirtschaft zunimmt. Das ist in dieser
Pauschalitat fur Deutschland so nicht ohne weiteres richtig.® In einzelnen Branchen nimmt aber
die Konzentration in bedenklicher Weise zu. Das gilt nicht nur fiir die Digitalwirtschaft (dazu un-
ten, Abschnitt E.).

e Das Bundeskartellamt konstatiert, dass Gber 90 % des Umsatzes im Lebensmitteleinzel-
handel in Deutschland auf nur vier Konzerne vereint wird, Edeka, Rewe, Aldi und
Schwarz-Gruppe (Lidl, Kaufland).® Das Amt hat auch Preisgleichheit festgestellt. Gegen-
Uber Herstellern von Lebensmitteln haben diese Unternehmen haufig relative Nachfra-
gemacht.” Damitist ein zentraler Sektor der Wirtschaft und Gesellschaft von einer klei-
nen Gruppe von Unternehmen abhdngig. Die Konzentration schreitet voran, zuletzt hat
das Bundeskartellamt — trotz dieser Feststellungen — die Ubernahme der Tegut-Kette
weitgehend freigegeben.®

e Nach wie vor ist der Wettbewerb bei Telekommunikation, Post und Bahn, also in drei
Schlisselbranchen, starker eingeschrankt als er sein misste.

o Der Markt fiir Mobilfunk in Deutschland wird von drei Anbietern dominiert, Tele-
kom, Vodafone und Telefénica.?

4 Ein bemerkenswerter Aspekt ist, dass die Begriinder des Ordoliberalismus von Kriegserfahrungen gepragt waren,
einer der Mitbegriinder, Hans Grofimann-Doerth starb 1944 im Kriegslazarett. Eucken sah Wettbewerb auch als
Versicherung gegen Krieg. Vertiefend Podszun, Die Wettbewerbsordnung in der ,Zeitenwende” — Bemerkungen
zum ordoliberalen Anspruch der Wettbewerbspolitischen Agenda 2025, in: Kirk/Offergeld/Rohner, Kartellrecht in
der Zeitenwende, Baden-Baden 2023, S. 147 ff.

> Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten: Wettbewerb 2026 — Fiir eine wettbewerbsorientierte Wirtschaftspo-
litik, 2026, Kap. 1.

6 Bundeskartellamt, Pressemitteilung vom 28.9.2026, abrufbar unter https://www.bundeskartellamt.de/Shared-
Docs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2026/09_28 2026_Edeka_tegut.html.

7 Bundeskartellamt, Pressemitteilung vom 28.9.2026, abrufbar unter https://www.bundeskartellamt.de/Shared-
Docs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2026/09_28 2026_Edeka_tegut.html.

8 Kritisch Miiller, Edeka-Tegut: Teil-Freigabe problematisch, Marktkonzentration steigt weiter, Pressestatement von
Rebalance Now, Oxfam Deutschland und Forum Fairer Handel, 28.9.2026, abrufbar unter https://rebalance-
now.de/edeka-tegut-teil-freigabe-problematisch-marktkonzentration-steigt-weiter/.

9 Monopolkommission, Sektorgutachten Telekommunikation 2025: Mit Wettbewerb zum Binnenmarkt!, 2025, Rz.
145.
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o Die steuerliche Ungleichbehandlung bestimmter Postdienstleister fihrt dazu,
dass diese in ihrer Wettbewerbsfahigkeit deutlich eingeschrankt sind.°

o Der geplante Markteintritt des Wettbewerbers Italo im Fernverkehr hat aufge-
zeigt, dass Wettbewerb grundsatzlich moglich ist, dass aber die zu liberwinden-
den Widerstande erheblich sind.!

e In der Ristungsindustrie fiihren die erheblichen Investitionen zu massiven Veranderun-
gen in den Markten. Bei Riistungsbeschaffung trifft hdufig ein einziger Nachfrager (der
Staat) auf einen einzigen Anbieter. Die Markte sind zum Teil wettbewerblich schwierig,
auch weil es nur ein unzureichendes europdisches Beschaffungswesen gibt und die Be-
schaffungspraxis einige Defizite aufweist. Hier konnen weitere hohe Konzentrationen
drohen, nicht zuletzt durch die Vielzahl von Kooperationen, Gemeinschaftsunternehmen

und Ubernahmen.12

Zwar wird gelegentlich behauptet, eine hohe Konzentration als solche sei nicht problematisch.
Es komme auf die Wettbewerbssituation in einzelnen Markten an. Das greift aber zu kurz.
Markte eng und kleinteilig abzugrenzen, verkennt zum einen, wie vernetzt und flexibel die Wirt-
schaft heute ist. Zum anderen wird ibersehen, welche Abschreckungsmacht von finanzstarken
GroRRkonzernen auf mittelstandische Unternehmen, Start-ups und potentielle Wettbewerber
ausgeht. Wettbewerb trauen sich solche Unternehmen dann schon nicht mehr zu, sie spekulie-
ren eher darauf, in ein dominantes Okosystem integriert zu werden und am Erfolg zu partizipie-
ren, statt die Macht des Gatekeepers selbst in Frage zu stellen. ,,Competition is for losers”, wie
Silicon Valley-Pate Peter Thiel es ausgedriickt hat.

Empfohlen wird dagegen die wesentlich starkere Berlicksichtigung solcher marktibergreifender
Effekte, so wie es beispielhaftin § 19a GWB angelegtist,'3 und eine stirkere Durchsetzung struk-
tureller MaRnahmen, wie § 32f GWB es ermoglicht und wie es in den USA etwa in den Fallen FTC
v Meta und United States v Google selbst wahrend der Administration von Donald Trump bean-
tragt wurde.*

10 Monopolkommission, Policy Brief 15: Offene Umsatzsteuerfragen gefdhrden Existenz der alternativen Brief-
dienste!, Oktober 2025, abrufbar unter https://www.monopolkommission.de/publikationen/post/policy-briefs/of-
fene-umsatzsteuerfragen-gefaehrden-existenz-der-alternativen-briefdienste.

11 vgl. Monopolkommission, Stellungnahme der Monopolkommission zum Entwurf des Beschlusses BK10-26-
0011_27,13.7.2026, abrufbar unter https://www.monopolkommission.de/aktuelles/stellungnahme-zum-beschluss-
entwurf-markteintritt-italo. Das Verwaltungsgericht Koln hat den Beschluss der Bundesnetzagentur allerdings im
einstweiligen Rechtsschutz aufgehoben, vgl. VG Kéln, 7.10.2026, 18 L 2186/26.

12 7um Ganzen Podszun/Wardelmann, Wettbewerb und Kartellrechtim Ristungssektor, WuW 2025, 522ff, und 582
ff.; vgl. auch Monopolkommission, Hauptgutachten 2026: Wettbewerb 2026 — Fiir eine wettbewerbsorientierte
Wirtschaftspolitik, 2026, Kap. 2, Rz. 290 ff.

13 Dazu Kollmann/Podszun, Marktibergreifende Betrachtungen in der Zusammenschlusskontrolle, WuW 2026, 447.
14 Jeweils von Judge Brinkema und Judge Boasberg abgelehnt; siehe Federal Trade Commission v. Meta Platforms,
Inc., 1:20-cv-03590, (D.D.C.); United States v. Google LLC, 1:23-cv-00108, (E.D. Va.).
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lil. Schwierige Rechtsdurchsetzung

Die Wirtschaft dreht sich rasanter, die Erwartungen an Interventionen und ihre Wirkungen sind
hoéher, der mediale Druck zur Reaktion ist gestiegen. In diesem Umfeld trifft Wirtschaftsaufsicht
auf die hergebrachten Strukturen der Rechtsdurchsetzung. Die sind trage; das Kartellrecht ist
nicht in Bestform. Verfahren dauern. Das darin angelegte retardierende Moment ist manchmal
heilsam, da vorschnelle Interventionen oft nicht ratsam sind. Behorden und Gerichte sollten
nicht von aktuellen Schlammschlachten auf X getrieben sein, sondern von Recht und Gesetz.
Doch zu langes Abwarten und zu halbherziges Eingreifen kann auch dazu fiihren, dass zu spate-
ren Zeitpunkten effektive Eingriffe nicht mehrmaoglichsind. Beispiele aus der Kartellrechtsdurch-
setzung illustrieren das Dilemma, etwa beim Reizthema Kraftstoffe (dazu Abschnitt B.IV), in der
Digitalwirtschaft (dazu Abschnitt E.) oder bei Kartellschadensersatzprozessen (dazu Abschnitt
F.).

Es ware zu einfach, sich angesichts der Uberlangen Verfahrensdauern und schwachen Abhilfe-
malRnahmen lber Behdérden und Gerichte zu mokieren. Die Griinde fiir lange Verfahrensdauern,
fir aus dem Ruder laufende Untersuchungen und AbhilfemaBnahmen, die keine besonderen
Wirkungen zeigen, sind vielfaltig. Die Arbeit der Kartellbehdrden und der Kartellgerichte gilt all-
gemein als herausragend.’®> Es ist ein unheilvoller Mix aus Verfahrensrecht, Biirokratismus,
Asymmetrien gegeniiber den grolRen Unternehmen, geopolitischen Verwerfungen und Abwa-
gungsentscheidungen, die dazu fiihren, dass die Rechtsdurchsetzung immer schwieriger wird.

Empfohlen wird eine Beschleunigung dieser Verfahren. An vielen Stellen kdnnten die Institutio-
nen schon jetzt mit besserem Case Management, einer klaren Prioritdatensetzung und einer frist-
gesteuerten Priorisierung der Verfahren fiir Verbesserungen sorgen. Einige Gesetzesanderungen
wirden sich im allgemeinen Verfahrensrecht anbieten, das nicht Gegenstand dieser Stellung-
nahme ist.

15 S0 auch Monopolkommission, Sondergutachten 85: Starkes Bundeskartellamt — Wettbewerb der Zukunft, 2026,
i.E., abrufbar unter www.monopolkommission.de.
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B. Sektorbezogene Anpassungen

Fir einzelne Sektoren sieht der Regierungsentwurf Anpassungen vor. Grundsatzlich lebt das
GWB vom Universalitdtsmodell, d.h. dass fir alle Branchen dieselben Regeln gelten sollen.®
Diese Einheitlichkeit der Spielregeln entspricht dem fundamentalen Charakter des GWB und ver-
hindert die Bevorzugung oder Benachteiligung einzelner Branchen aus sachfremden Motiven.
Ausnahmen missen daher Ausnahmen bleiben, sie brauchen eine liberzeugende Rechtferti-
gung.’ Das GWB darf kein sektoraler Flickenteppich werden.

. Landwirtschaft (§ 28 GWB-E)

Fir Nachhaltigkeitsinitiativen, an denen landwirtschaftliche Erzeuger beteiligt sind, soll kiinftig
eine umfassende Freistellung von § 1 GWB gelten, selbst dann, wenn Preisabsprachen geschlos-
sen werden. Das ist eine enorme Privilegierung. Sie ist im deutschen Recht der Nachvollzug eu-
ropaischen Rechts (Art. 210a Gemeinsame Marktordnung) und insofern konsequent: Es ware
falsch, auf Deutschland beschrankte Nachhaltigkeitsinitiativen kritischer zu betrachten als solche
mit grenziberschreitender Wirkung. Die Neuregelung in § 28 GWB ist daher hinzunehmen.

Bedeutsam sind die Qualifikationenin Art. 210a GMO, insbesondere die Definition von Nachhal-
tigkeitsinitiativen, das Abzielen auf einen hoheren Nachhaltigkeitsstandard und die Unerlasslich-
keit der Absprache fiir die Erreichung dieses Standards. Die Kommission hat entsprechend
Art. 210a Abs. 5 GMO Leitlinien erlassen, die den Anwendungsbereich, die forderfahigen Nach-
haltigkeitsziele und die weiteren Anforderungen an Nachhaltigkeitsvereinbarungen konkretisie-

ren.18

. Medien (§§ 30, 36 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 GWB-E)

Die wettbewerbliche Situation der Medienbranche ist kritisch. Journalistisch hochwertige Ange-
bote sind nur noch selten kommerziell tragfahig. Ein Grofteil der Werbeumsatze wird von
Google abgeschopft. Suchmaschinen und KI-Anwendungen ersetzen den Click auf die Website
von Medienhdusern. Die Mediennutzung vieler, v.a. jingerer Menschen wird von Plattformen
wie YouTube oder TikTok gesteuert, deren Algorithmen nicht auf inhaltliche Qualitat ausgerich-
tet sind. Das ist fiir die traditionellen Medien in Deutschland schadlich, sie stehen seit Jahren
unter krassem Veranderungsdruck.

Aus wettbewerblicher Sicht wére das zunachst irrelevant, liele sich nicht beobachten, dass die
Verengung auf einige wenige Informationsportale zu einer wettbewerbsarmen Situation fiihrt.

16 podszun, Worum es bei der 12. GWB-Novelle geht, WRP 2026, Heft 09, Editorial.

17 Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026, S. 17.

18 Kommission, Leitlinien zur Ausnahme von Art. 101 AEUV in Bezug auf Nachhaltigkeitsvereinbarungen fur land-
wirtschaftliche Erzeuger gem. Art. 210a GMO, ABI. C 1446 v. 8.12.2023; hierzu Scholz in: Wiedemann, Handbuch
des Kartellrechts, 5. Aufl. 2026, § 32 Rn. 43.
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Die Wettbewerbsarmut gilt dabei subjektiv-individuell: Wer sich nur noch tber Instagram infor-
miert, ist als Einzelner von dem abhangig, was Instagram ihm oder ihr ausspielt, selbst wenn es
noch andere Anbieter geben sollte.

Das Urheberrecht, das einst geistige Leistungen geschitzt hat, hat in diesem Bereich seinen Gel-
tungsanspruch eigentlich verloren. Der Erfolg groRer Plattformen wurde mit massenhaften Ur-
heberrechtsverletzungen begriindet; bei KI wiederholt sich die Hilflosigkeit gegeniber einer
neuen Technologie, die auf dem geistigen Eigentum anderer aufbaut.

Die psychischen Folgen der sog. ,,sozialen Netzwerke”, die wettbewerblichen Lock-in-Effekte und
die demokratiezersetzenden Tendenzen dieser Art von Meinungsbildung sind vielfach beschrie-
ben. Sie treffen auf eine Regulierungslandschaft, die durchaus viele und starke Instrumente vor-
sieht, deren Durchsetzung aber immer noch zweifelhaft ist. Hinzukommt, dass es, gerade unter
Juristinnen und Juristen, Beflirchtungen der staatlichen Meinungsvorgabe gibt. Diese Bedenken
sind im Ausgangspunkt berechtigt. Wenn sie aber dazu fiihren, dass man den diskursiv-delibera-
tiven Prozess in der Demokratie von einem chinesischen Unternehmen und einigen wenigen US-
amerikanischen Unternehmen abhangig macht, ist schon einmal die Frage berechtigt, was das
groRere Ubel ist.

Es ist verstandlich, dass Gesetzgeber, die sich mit , fliichtigem Informationsstaub” (nach Byung-
Chul Han)*® nicht abfinden mdégen, Wege suchen, um den traditionellen Medien zu helfen. Ob
das Kartellrecht derzeit aber dem Erfolg traditioneller Medien substantiell im Wege steht, mag
bezweifelt werden. Die im Regierungsentwurf vorgeschlagenen Anderungen waren im Referen-
tenentwurf noch nicht enthalten.??

1. Vorgeschlagene Anderungen
Der Regierungsentwurf sieht flir die Medienbranche folgende Erleichterungen vor:

e Die Ausnahme fiir die verlagswirtschaftliche Zusammenarbeit wird auf Vereinbarungen
zwischen privaten Rundfunkanbietern fiir die ,rundfunkwirtschaftliche Zusammenar-
beit” ausgedehnt (§ 30 Abs. 2b S. 3 GWB-E).

e Fir Vereinbarungen zwischen privaten und offentlich-rechtlichen Rundfunkanbietern
wird vorgesehen, , das Ziel, ihre wirtschaftliche Basis im intermedialen Wettbewerb zu
starken” bei der Anwendung von § 1 GWB besonders zu berticksichtigen (§ 30 Abs. 2b
S. 4 GWB-E).

e Vereinbarungen zwischen offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten sind von § 1 GWB
freigestellt, wenn sie der Umsetzung des Kooperationsgebots aus § 30e Abs. 5 Medien-
staatsvertrag dienen und § 1 GWB der Erfiillung der besonderen Aufgaben i.S.d. Art. 106
Abs. 2 AEUV im Wege steht.

19 Han, Infokratie, 2. Aufl., Berlin 2021, S. 84. Vgl. Habermas, Ein neuer Strukturwandel der Offentlichkeit und die
deliberative Politik, 2022, passim.

20 Von Wallenberg, Ausweitung der Presse-Bereichsausnahme auf Medien ist unndtig, NZKart 2026, 565; Karl, Die
Bereichsausnahme fir Medien nach der 12. GWB-Novelle, NZKart 2026, 504, 506.

Podszun — Stellungnahme zur 12. GWB-Novelle — Bundestag, 2026 | 11



e Die Sanierungsklausel fir Presseunternehmen (§ 36 Abs. 1S. 2 Nr. 3 GWB-E) wird umfor-
muliert. Nunmehr sollen auch Zusammenschlisse davon erfasst werden, bei denen nicht
ein kleines oder mittleres Unternehmen erworben wird.

Blindnis 90/Die Griinen fordert:

e die Berlicksichtigung, dass Rundfunkveranstalter besonderen medienrechtlichen Verpflich-
tungen unterliegen;

e eine Koharenzpriifung fir Medienunternehmen, sodass verschiedene Medienunternehmen
nicht ungleich behandelt werden;

e eine Klarstellung, dass bei der Marktabgrenzung digitale Angebote auf die Werbemarkte
einwirken.

2. Sinnhaftigkeit der Privilegierung

Ob mit den Vorschlagen aus dem Regierungsentwurf die Krise der traditionellen Medienunter-
nehmen aufgeldst werden kann, sei dahingestellt.?? Wollte man einmal auRer Betracht lassen,
dass Wettbewerb einen Wert hat, miisste es ja mindestens Vorhaben geben, die rundfunkwirt-
schaftlich sinnvoll sind, aber am deutschen Kartellrecht bislang gescheitert sind.?? Dabei sind
zwei Aspekte zu bericksichtigen: Schon jetzt lassen sich wettbewerbsbeschrankende Vorhaben
nach § 2 GWB rechtfertigen.?3 (Auf die Anwendung von § 2 GWB zielt wohl auch die in § 30
Abs. 2b S. 4 GWB-E vorgesehene Regelung.) Vorhaben von besonders grolem Gewicht kdnnen
hingegen vom deutschen Gesetzgeber gar nicht freigestellt werden, sobald der Vorrang des EU-
Rechts (Art. 101 AEUV) greift.2*

Zur Sinnhaftigkeit der Ausnahmen lohnt der vergleichende Blick auf die Presse, die das Privileg
ja schon langer genielit. Es ist nicht erkennbar, dass die Freistellung von § 1 GWB zu besonders
schlagkraftigen Kooperationen gefiihrt hat, die die Malaise abbremsen.

Das ist auch logisch: Die Medienhduser erreichen die werberelevanten Nutzerinnen und Nutzer
immer weniger, da diese ihr Informations- und Unterhaltungsinteresse mit Hilfe von Plattformen
und Kl stillen. Die Plattform- und Kl-Betreiber greifen die Werbeetats ab und free-riden— man-
gels Urheberrechtsdurchsetzung oder anderen Ausgleichsmechanismen — auf den Inhalten der
Medienh&user.?> Diese Mechanismen mussen durchbrochen werden. Kooperationen, wie sie

21 Insoweit zweifelnd Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fiir eine 12. GWB-Novelle,
19.6.2026, S. 17.

22 Dass esdiese gibt, bezweifelt auch die Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fiir eine 12.
GWB-Novelle, 19.6.2026, S. 17.

23 Ebenso von Wallenberg, Ausweitung der Presse-Bereichsausnahme auf Medien ist unnétig, NZKart 2026, 565,
566; zur Ausnahme fir die Presse Scholl/Weck, Die Neuregelung der kartellrechtlichen Ausnahmebereiche, WuwW
2017, 261, 262.

24 50 schon zur Ausnahme fiir die Presse Scholl/Weck, Die Neuregelung der kartellrechtlichen Ausnahmebereiche,
WuW 2017, 261, 262.

25 Weiterfihrend mit einem Regelungsvorschlag: Drex/, KI-Nutzungen und Kreative: Umrisse eines gerechten Aus-
gleichs, 2026, abrufbar unter https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=6224598.
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nun ermoglicht werden sollen, sind eher lebensverlangernde, nicht lebensrettende Maflnah-
men.

Zu berilicksichtigen ist bei diesen Ausnahmeregelungen, dass das Ziel ist, dass die Medienhduser
den superdominanten Big Tech-Plattformen besser standhalten konnen. Das darf aber nicht auf
Kosten von anderen Marktteilnehmern gehen, die wiederum von den Medienhdusern abhangig
sind. Es kann nicht sein, dass das GWB zuldsst, dass groRe Rundfunkunternehmen ihre Lieferan-
ten, Schauspielerinnen und Schauspieler oder Werbekunden auspressen, womaoglich sogar, um
das Geld wiederum fiir eine bessere Platzierung im Kl-Auswurf zu verwenden. Wettbewerbsbe-
schrankungen sind verboten, weil sie einen Preis haben. Wenn sie dennoch zugelassen werden,
sollte dieser Preis nicht von den Schwacheren bezahlt werden.

3. Enge Auslegung erforderlich

Der Regierungsentwurf sieht eine Begrenzung auf die ,,rundfunkwirtschaftliche Zusammenar-
beit” vor und das Ziel der Starkung im intermedialen Wettbewerb. Diese Begriffe sind eng aus-
zulegen. Das gilt auch fiir die Kooperationen mit und zwischen 6ffentlich-rechtlichen Anstalten.
Der Telos der Bestimmung ist, wie sich aus der Begriindung ergibt, eindeutig darauf gerichtet,
die Unternehmen im Wettbewerb mit den Plattform- und KI-Betreibern zu starken, weil sie als
Medienunternehmen besonderen Content produzieren. Die Unternehmen missen also einen
Uberpriifbaren Nachweis erbringen, dass sie das Vorhaben gerade im Wettbewerb mit Platt-
form-und Kl-Anbietern starkt.2® Das kann z.B. bei einer Vermarktungskooperation der Fall sein.?’
Das st hingegen nicht der Fall, wenn nur schlichte Preisvorteile, etwa durch eine Blindelung von
Nachfragemacht gegenilber Filmproduzenten, erzielt werden oder in Bereiche ausgegriffen
wird, die mit rundfunkwirtschaftlicher Zusammenarbeit nichts mehr zu tun haben (z.B. das Ca-
tering bei Fernsehsendungen).?® Die Abgrenzung zwischen kommerziellen sonstigen Aktivititen
und im engeren Sinne rundfunkwirtschaftlichen Aktivitaten, die privilegiert sein sollen, wird im
Einzelfall schwerfallen.?® Keinesfalls darf aber eine Ausnahme als Freibrief fur jegliche Form der
Kartellierung verstanden werden.

4, Zur Fusionskontrolle bei Medienunternehmen

Ob eine ausdrickliche Erweiterung der Pressesanierungsklausel erforderlich ist, sei dahinge-
stellt.3° Von einer weitergehenden Erleichterung in der Fusionskontrolle ist jedenfalls abzuse-
hen. Insbesondere sollten die besonderen Umsatzberechnungen in § 38 Abs. 3 GWB nicht ange-
tastet werden.3! In der Fusionskontrolle fir Medienunternehmen sind mehr Zusammenschluss-

26 Ahnlich Karl, Die Bereichsausnahme fiir Medien nach der 12. GWB-Novelle, NZKart 2026, 504, 505, 507.

27 \Vgl. zur Presse Karl, Die Bereichsausnahme fiir Medien nach der 12. GWB-Novelle, NZKart 2026, 504, 505.

28 \gl. zur Presse Karl, Die Bereichsausnahme fiir Medien nach der 12. GWB-Novelle, NZKart 2026, 504, 505.

29 Vgl. Karl, Die Bereichsausnahme fiir Medien nach der 12. GWB-Novelle, NZKart 2026, 504, 507.

30 Ablehnend Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fiir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026,
S. 17.

31 Ebenso Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026,S.17;
aA aber VAUNET, Stellungnahme zum Referentenentwurf zur 12. GWB-Novelle, 19.6.2026, S. 4.
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vorhaben anmeldepflichtig als in anderen Branchen, da die Bedeutung der Umsatze die wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Bedeutung nicht spiegelt. Die dadurch geschaffene Transpa-
renz, wem Medienunternehmen gehoren, ist ein hoher Wert.

Das gilt umso mehr, als die zweite Saule der Fusionskontrolle, das Medienkonzentrationsrecht,
nach den neuesten Planen der Lander fir den Medienstaatsvertrag wegzubrechen droht. Im Me-
dienstaatsvertrag ist bislang eine Konzentrationskontrolle durch die Kommission zur Ermittlung
der Konzentration im Medienbereich (KEK) vorgesehen, bei der Veranderungen im Rundfunksek-
tor daraufhin geprift werden, ob es zu vorherrschender Meinungsmacht kommt, alsodie Vielfalt
bedroht wird. Die Lander haben im Oktober 2026 einen Plan fir einen neuen Medienstaatsver-
trag in die Konsultation gegeben, nach dem in diesem medienrechtlichen Zweig der Fusionskon-
trolle nur noch dann eine Anmeldung zu erfolgen hat, wenn die Medienunternehmen Werbe-
und Vertriebsumsitze von 4 Milliarden Euro erzielen.32 Dieser Wert ist absurd hoch, wie schon
ein Abgleich mit den Schwellenwerten der deutschen und europdischen Zusammenschlusskon-
trolle zeigt. Sollte dieser Plan Realitat werden, fallt die medienrechtliche Kontrolle von Beteili-
gungsveranderungen im Mediensektor faktisch weg. Es wiirde nicht einmal mehr einfach und
nachvollziehbar registriert, wer als Medieneigentimer auf die Meinungsbildung einwirkt.33 Das
ware gesellschaftlich verfehlt. Selbst wenn ein Zusammenschlussvorhaben wettbewerblich un-
bedenklich ist und keine vorherrschende Meinungsmacht entstehen lasst, sollten in dieser Bran-
che Beteiligungsveranderungen (z.B. der Einstieg auslandischer Staatsfonds oder politisch expo-
nierter Familien) ans Licht der Offentlichkeit gelangen.

5. Vorschlage zum wettbewerblichen Level Playing Field

Blindnis 90/Die Griinen haben in ihrem Antrag weitere Vorschldge gemacht, die insbesondere
darauf abzielen, ein, Level Playing Field” zwischen verschiedenen Medienarten herzustellen. An-
gespielt wird damit auf die unterschiedlichen Anforderungen, die z.B. YouTube, OpenAl, die
Westfalenpost, Radio Ton und RTL zu erfillen haben. Das ist angesichts der Konvergenz aller
Mediengattungen und der vielfachen Wechselwirkungen zu unterstiitzen.

Bei der Marktabgrenzung ist zu erwarten, dass das Bundeskartellamt die entsprechenden Ef-
fekte zutreffend berlcksichtigt. Hier hatte das Bundeskartellamt beim Vorhaben RTL/Nickelo-
deon, bei dem die Anmeldung zurlickgenommen wurde, noch zwischen YouTube einerseits und
TV andererseits differenziert (anders als die KEK).34 Solche Differenzierungen dirften der Ver-
gangenheit angehoren. Im Fall Funke/BCN hat das Amt 2023 einen eigenen Anzeigenmarkt fur
Anzeigen in Regenbogenpresse, TV-Programmazeitschriften, TV-Supplements und Apotheken-
Kundenzeitschriften abgegrenzt.3> Das wirkt kleinteilig, die sorgféltigen Ermittlungen des Amtes

32 Sjehe §§ 103a ff. des Diskussionsentwurfs der Rundfunkkommission fiir einen ,Digitale Medien-Staatsvertrag
(DMStV) Teil 2“ abrufbar unter https://rundfunkkommission.rlp.de/fileadmin/rundfunkkommission/Doku-
mente/DMStV_2/Dokumente/2026-09-28 ANHOERUNG_DMStV_Il_RFK.pdf.

33 Aktuell leistet dies die Mediendatenbank der KEK, siehe https://www.kek-online.de/mediendatenbank/#/.

34 vgl. BKartA, Pressemitteilung vom 17.9.2024, abrufbar unter https://www.bundeskartellamt.de/Shared-
Docs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2024/17_09_2024_superRTL_Nickelodeon.html.

35 vgl. BKartA, 16.3.2023, V-31/22, S. 25 ff.
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hatten aber ergeben, dass esimmer noch ein relevantes Werbesegment gibt, das auf diese Me-
dien abzielt (der Fall wurde im Ergebnis freigegeben).3® Eine gesetzliche Regelung, etwa in § 18
GWB, die Wirkungen des Werbemarktes zwischen digital und analog zu beriicksichtigen, ist dann
unschéadlich, wenn sie die konkrete Bewertung dem Einzelfall iberlasst.

Die Verpflichtungen, die verschiedene Unternehmen treffen, sind in der Tat zum Teil wettbe-
werblich unausgewogen. Das ist insbesondere ein Problem der Rechtsdurchsetzung und der
fehlgeleiteten Plattformprivilegierung: Big Tech-Unternehmen machen enorme Gewinne, kon-
nen aber die Haftung weitgehend externalisieren. Hier wirkt der grundlegende Webfehler aus
der E-Commerce-Richtlinie von 2001 fort, der bislang nicht behoben wurde. Fiir Walter Eucken
stand fest, dass haften muss, wer den Profit einstreicht: ,, Wer den Nutzen hat, muss auch den
Schaden tragen.“3’ Dass dieses Grundprinzip der Marktwirtschaft in der Digitaldkonomie so ek-
latant missachtet wurde und wird, ist ein Verrat an der wettbewerblichen Grundordnung. Platt-
formen profitieren im grof3en Stil von Posts, die Jugendschutz, Urheberrecht, Markenrecht, Per-
sonlichkeitsrecht oder Strafrecht verletzen, weisen aber die Verantwortung dafiir von sich. Im
Bereich der Kl setzt sich das Muster fort: Bei den inzwischen zahlreich berichteten KI-Ubergrif-
figkeiten wird in der Darstellung geradezu so getan, als hatte eine unkontrollierbare lber-
menschliche Kraft schreckliche Dinge getan. Die KI-Agenten, die aktiv werden, werden aber von
bestimmten Unternehmen programmiert und in die Welt geschickt (,,Solche Algorithmen wer-
den ja nicht im Himmel vom lieben Gott geschrieben”, wie es Andreas Mundt einmal aus-
driickte.)3® Diese Unternehmen missen haften. Wenn sie nach Regulierung rufen, ist dies Heu-
chelei, sie konnen ihren unsicheren KlI-Anwendungen selbst den Stecker ziehen.

Das Problem wird dadurch verscharft, dass die Rechtsdurchsetzung trotz bestehender ordentli-
cher Rechtsgrundlagen defizitar bleibt. Wahrend jede Zeitschrift beim kleinsten VerstoRR gegen
Presserecht oder das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) mit einer Abmahnung
rechnen muss, ist das Vorgehen gegen Big Tech-Unternehmen wegen VerstolRen, etwa gegen
den Digital Services Act (DSA) oder das UWG, unterentwickelt und mit zahlreichen Schwierigkei-
ten behaftet. Das Ausmal’ der Problematik zeigt sich beispielhaft bei AliExpress: Die Plattform
musste im Rahmen des DSA im September 2026 rund 34 Millionen Begriindungen fir Modera-
tionsentscheidungen abgeben —ein deutlicher Hinweis auf die enorme Zahl problematischer An-
gebote und Inhalte.3?

Immerhin bricht sich langsam eine Rechtsprechungslinie Bahn, die die Haftung der Plattformbe-
treiber verstarkt, etwa in den Entscheidungen Russmedia und Coyote System des Europadischen

36 Bestatigt durch OLG Diisseldorf, 6.12.2023, Kart 7/23 (V), WuW 2024, 270.

37 Eucken, Grundsitze der Wirtschaftspolitik, 1952/2004, S. 279.

38 Interview mit der Stiddeutschen Zeitung, 28.12.2017, abrufbar unter https://www.bundeskartellamt.de/Shared-
Docs/Interviews/DE/2017/171228_Sueddeutsche.html.

3% Die Zahl wurde ermittelt mit Hilfe der Transparency Datenbank zum Digital Services Act, siehe https://transpa-
rency.dsa.ec.europa.eu/dashboard.
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Gerichtshofs.?? Zuletzt wurden auch der Betreiber eines KI-Chatbots fur dessen Falschangaben*!
und Google fir eine fehlerhafte KI-Zusammenfassung*? haftbar gemacht. Diese Linie ist sehr zu
begriRen. Gesetzgeberisch ware die Aufhebung von Privilegien geboten und die Schaffung eines
einheitlichen Codes, der z.B. an KI-Anwendungen dieselben Anforderungen fiir Priifung und
Nachvollziehbarkeit usw. stellt wie an Presseunternehmen, die zunehmend durch Kl-Unterneh-
men substituiert werden.

Wettbewerblich steht dahinter der Gedanke, dass nur ein gleicher und fairer Wettbewerb schit-

zenswert ist.

ll. Energiewirtschaft (§ 29 GWB i.V.m. § 187 Abs. 1 GWB-E)

Eine Verlangerung der energiewirtschaftlichen Missbrauchsaufsicht bis 31.12.2032 fihrt dazu,
dass der einstige Ausnahmecharakter zu einer Art Verstetigung gemacht wird.*3 Bei Strom und
Gas ist fraglich, ob die Begriindung fiir die besondere Missbrauchskontrolle noch tragt; in beiden
Bereichen gibt es fir Endabnehmerinnen und Endabnehmer inzwischen wettbewerbliche Aus-
wahlméglichkeiten.** Die Missbrauchskontrolle hat hier in der Praxis zuletzt auch kaum mehr
eine Rolle gespielt.*

Flr Fernwarme gilt das nicht. Hier hat die Monopolkommission sich fiir eine Preisregulierung
ausgesprochen.*®

Grundsatzlich sind Preiskontrollen problematisch, da sie aufwandig sind, die notwendigen Ver-
gleichsmarkte oft schwierig zu finden sind, und sie zu wettbewerblichen Fehlanreizen fiihren
konnen. Werden hohe Preise verlangt, ist dies die wettbewerbliche Eintrittschance fir andere
Unternehmen, die die Platzhirsche unterbieten. Dort, wo Wettbewerbsstrukturen vermachtet
und Markte abgeschottet sind, kdnnen Preiskontrollen allerdings sinnvoll sein. Sie sind dann
aber auch auf Basis von § 19 GWB moglich und bedirfen keiner sektoralen Einzelregulierung.

40 EuGH, 2.12.2025,C-492/23 — Russmedia; EuGH, 16.6.2026,C-188/24 und C-190/24 — WebGroup und Coyote Sys-
tem; vgl. Gaa/Hackel, Praventive Prifpflichten fur Plattformbetreiber bei nutzergenerierten Anzeigen, RDi 2026,
203,205 ff.; von Bernuth, Dein Algorithmus, dein Problem?, Verfassungsblog, 1.7.2026, abrufbar unter https://ver-
fassungsblog.de/eugh-coyote-russmedia-haftung-plattformen/.

41 OLG Hamm, 12.5.2026, 4 UKI 3/25.

42 LG Miinchen I, 28.5.2026, 26 O 869/26.

43 Die Ausnahmeregelung wiirde dann fiir insgesamt 25 Jahre gelten, siehe Monopolkommission, Stellungnahme
zum Referentenentwurf fiir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026, S. 11.

44 Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fiir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026, S. 11.

45 Vgl., auch zu den praktischen Schwierigkeiten, BKartA, Hintergrundpapier: Zwischen ,angemessenen Preisen
und Ausbeutungsmissbrauch — Moglichkeiten und Grenzen des Kartellrechts, 8.10.2026, S. 25 ff.

46 Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026, S. 12; im Ein-
zelnen Monopolkommission, Hauptgutachten: Wettbewerb 2024, 2024, Kap. 5.
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V. Kraftstoffmarkte (§8 29a, 47k GWB-E)

Die Kraftstoffmarkte haben das Kartellrecht im vergangenen Jahr zum Gegenstand allgemeinen
Interesses gemacht. Leider haben die medialen Reflexe hier nicht die besten Losungen hervor-
gebracht.

Zunachst ist festzuhalten, dass der Preisanstieg normale Folge einer Knappheit ist, die v.a. wegen
des Kriegs im Nahen Osten entstanden ist. Hohe Preise signalisieren, dass das Gut knapp ist. Die
marktliche Reaktion ware, Sprit zu sparen (also weniger zu fahren) und Alternativen zu suchen.
Das ist auch mit Blick auf die Klimafolgen nicht unerwiinscht. Wo Menschen und Unternehmen
auf Autos angewiesen sind, fiihren erhohte Kraftstoffpreise zu Belastungen. Wenn man es als
politische Gerechtigkeitsfrage oder als wirtschaftliche Notwendigkeit ansieht, diesen Personen
und Unternehmen zu helfen, ist die beste MalBnahme, diese gezielt zu unterstiitzen. Der Tankra-
batt leistet genau das nicht, da er nicht zielgenau ist. Hatte man die Milliardenbetrage, die fir
den Tankrabatt geopfert wurden, zum Beispiel in KI-Training fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer oder in Startup-Hubs gesteckt, ware der Wettbewerbs- und Zukunftsfahigkeit des Lan-
des wesentlich besser geholfen gewesen.

Hinzukommt, dass die Entlastungen beim Tankrabatt nicht vollstandig an die Kundinnen und
Kunden weitergegeben wurden. Das haben verschiedene Untersuchungen, u.a. durch die Mo-
nopolkommission, ergeben. Die Monopolkommission schatzt, dass ca. 200 Mio. Euro des Tankra-
batts aus Mai/Juni 2026 bei den Mineral6lkonzernen hiangen geblieben sind.?” Dass nach zwei
Tankrabatt-Aktionen, die von der 6konomischen Zunft einhellig als fehlgeschlagen beurteilt wur-
den, dennoch ein dritter Tankrabatt politisch beschlossen wurde, stellt die Sinnhaftigkeit dkono-
mischer Politikberatung in Frage. Evidenzbasierte Wirtschaftspolitik ist das nicht.

Beider Weitergabe des Rabatts kommt eine wettbewerbliche Komponente ins Spiel. Solche Kos-
tensenkungen werden typischerweise dann rasch an die nachste Marktstufe weitergegeben,
wenn Wettbewerb gegeben ist. Nach den bisherigen Erkenntnissen ist das nicht der Fall. Die
Erkenntnisse von Bundeskartellamt und Monopolkommission deuten darauf hin, dass auf Raffi-
nerie- und GroBBhandelsstufe ein wettbewerbliches Bottleneck gegeben ist, also ein Mangel an
Wettbewerb.

Das Verfahren nach § 32f GWB setzt genau dort an, wo das Wettbewerbsproblem besteht —an
der Struktur des Raffinerie- und Groflhandelsmarkts. Wenn es gelingt, dort die wettbewerbli-
chen Verkrustungen aufzubrechen, wirde dies die wettbewerblichen Fehlpunkte ausgleichen.

Die Anwendung von § 32f GWB ist, vorsichtig formuliert, ungllcklich verlaufen: Eine erste Sek-
toruntersuchung — noch ohne § 32f GWB — wurde 2012 eingeleitet, aber nicht abgeschlossen.*®

47 Monopolkommission, Policy Brief 16 — Auslaufen des Tankrabatts richtig — nun die strukturelle Untersuchung der
Raffinerie- und GroRhandelsebene konsequent fortsetzen, Juni 2026, abrufbar unter https://www.monopolkom-
mission.de/publikationen/weiteres/kraftstoffe/policy-briefs/ausgabe-16-auslaufen-des-tankrabatts-richtig-struk-
turelle-untersuchung-der-raffinerie-und-grosshandelsebene.

48 BKartA, Ad-hoc Sektoruntersuchung Raffinerien und KraftstoffgroRhandel, Zwischenbericht, 2022,S. 7, abrufbar
unter https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation /DE/Sektoruntersuchungen/Sektoruntersu-
chung_Raffinerien_Zwischenbericht.pdf.
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Eine 2022 eingeleitete Sektoruntersuchung wurde erst 2025 abgeschlossen.*® Neuere Ermittlun-
gen des Bundeskartellamts, die das Amt im Mai 2025 eingeleitet hat, sind von betroffenen Un-
ternehmen angegriffen worden und im April 2026 in einem erheblich zu lang dauernden Eilver-
fahren vom OLG Dusseldorf gestoppt worden.>? Das Bundeskartellamt hat daraufhin erklart, das
Verfahren bis zu einer Entscheidung durch den Bundesgerichtshof nicht weiterzubetreiben.>?
Der Bundesgerichtshof hat diese Eilsache bislang nicht entschieden (Stand: Oktober 2026). An-
gesichts der aktuellen Situation in den Markten ist — jedenfalls von auRen — nicht nachvollzieh-
bar, dass die Institutionen so viel Zeit verstreichen lassen.

Das Vorgehen nach § 32f GWB ist dennoch aus wettbewerbsékonomischer Sicht genau der rich-
tige Schritt. Nur dieses Vorgehen kann die Wettbewerbsverengung |6sen, die bei Raffinerienund
GroBhandel nach den bisherigen Feststellungen gegeben ist. § 32f GWB setzt an der Marktstruk-
tur an. Hier wird also eine Ursache bekampft, nicht an einem Symptom herumgedoktert.

Um den aktuellen Stillstand des Verfahrens zu beenden, misste der BGH die Entscheidung des
OLG Disseldorf aufheben. Darauf vertraut die Bundesregierung offenbar auch in ihrem GWB-
Entwurf, wie aus der Begriindung hervorgeht (,Einer entsprechenden Klarstellung im Rahmen
von § 32f Absatz 3 GWB bedurfte es nicht.“>2). Es lieRe sich gesetzlich durchaus klarstellen, dass
das Bundeskartellamt auch im Rahmen eines Verfahrens nach § 32f GWB selbstverstandlich Aus-
kunfts- und Ermittlungsrechte hat.>3 Eine solche Klarstellung bietet sich insbesondere fiir den
Fall an, dass der BGH zur selben Auffassung kommt wie das OLG Dusseldorf.

Der Gesetzgeber und das Bundeskartellamt setzen ergdanzend zu der strukturellen Losung auf
eine (aufwandige) Kostenkontrolle und Marktbeobachtung. Dazu wird mit der im Regierungs-
entwurf vorgeschlagenen Anderung von § 47k GWB eine weitere Datensammlung und Marktbe-
obachtung eingefiihrt. Ob das wirklich erforderlich ist, kann bezweifelt werden.”* Wenn die Re-
gelung kommt, sollte — wie von der Monopolkommission vorgeschlagen — eine enge Konkreti-
sierung fur Inhalt, Zeitrahmen und Mengenschwelle vorgesehen werden.>>

4% BKartA, Sektoruntersuchung Raffinerien und KraftstoffgroBhandel, Abschlussbericht, 2025, abrufbar unter
https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/Sektoruntersuchungen/Sektoruntersuchung_Raf-
finerien_Abschlussbericht.pdf.

50 OLG Dusseldorf, 22.4.2026, VI-Kart 7/25 (V) und VI-Kart 8/25 (V).

51 BKartA, Medienmitteilung vom 30.4.2026: Gericht stoppt Untersuchung des KraftstoffgroRhandels, abrufbar un-
ter https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Meldung/DE/Pressemitteilun-
gen/2026/04_30_2026_OLG.html.

52 RegE 12. GWB-Novelle, BT-Drs. 21/7865, S. 45.

53 vgl. Wolters, Fragestunde mit dem Bundeskartellamt — Auskunftsbeschliisse im Verfahren nach § 32f GWB,
NZKart 2026, 584.

54 Ebenso Bundesverband der Deutschen Industrie, Stellungnahme zum Referentenentwurf einer 12. Novelle des
GWSB, 19.6.2026, S 24 f.

55 Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fiir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026, S. 13.

Podszun — Stellungnahme zur 12. GWB-Novelle — Bundestag, 2026 | 18


https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/Sektoruntersuchungen/Sektoruntersuchung_Raffinerien_Abschlussbericht.pdf
https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Publikation/DE/Sektoruntersuchungen/Sektoruntersuchung_Raffinerien_Abschlussbericht.pdf
https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2026/04_30_2026_OLG.html
https://www.bundeskartellamt.de/SharedDocs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2026/04_30_2026_OLG.html

V. Insbesondere: MaRnahmen nach einer Sektoruntersuchung (§ 32f GWB) — das New
Competition Tool im Praxistest

Die Kraftstoffmarkte sind der erste Anwendungsfall fir § 32f Abs. 3 GWB. Das Bundeskartellamt
hat auf Basis von § 32f Abs. 2 GWB die Rethmann-Gruppe zu einer erweiterten Anmeldepflicht
von Fusionsvorhaben verpflichtet.°® Damit durchlduft das bei seiner Einflihrung umstrittene

Ill

deutsche ,,New Competition Tool“ den Praxistest.

Zunachst ist festzustellen, dass die Besorgnis, das Bundeskartellamt wiirde auf Basis von § 32f
GWB wie eine marodierende Bande gegendie deutsche Wirtschaft losziehen, erwartungsgemal
vollig haltlos war. Das Bundeskartellamt hat in zwei Verfahren § 32f GWB angewendet. In beiden
Fallen hat das Amt die Anwendung extrem sorgfaltig vorbereitet und begriindet. Die bisherigen
Aktivitaten sind mafvoll. Schon angesichts der erforderlichen Personalressourcen, aber auch
wegen des hohen wirtschaftlichen Sachverstands in der Behorde ist auch in Zukunft nicht zu
erwarten, dass es zu einem tUbermaRigen Einsatz des anspruchsvollen Instrumentariums kommt.

Zugleich zeigen beide Falle, dass das Instrument des § 32f GWB genau das Tool ist, das bislang
im Werkzeugkasten des Kartellrechts gefehlt hatte.>” Es handelt sich um ein Ausnahme-Instru-
ment, das in ausweglosen Situationen einer erheblichen und fortwahrenden Stérung des Wett-
bewerbs helfen kann, diese aufzubrechen.

Im Fall Rethmann hatte das Bundeskartellamt tatenlos zusehen miussen, wie die Rethmann-
Gruppe Sttick fiir Stlick den deutschen Entsorgungsmarkt mit kleinen Zukdufen an sich riss. Viele
der Ubernahmen waren zu klein, um der Fusionskontrolle zu unterfallen. Das Kartellamt listete
z.B. im Segment der Erfassung von Siedlungsabfillen 29 Ubernahmen, die es nicht kontrollieren
konnte.>® KartellrechtsverstoRe waren nicht ersichtlich. Es zeichneten sich jedoch Verhaltens-
spielrdaume fir die Rethmann-Gruppe ab, die vom Wettbewerb nicht mehr ausreichend kontrol-
liertwerden konnten. Die Verhdangung einer besonderen Anmeldepflicht auf Basis von § 32f Abs.
2 GWB war eine AbhilfemaBnahmen, die in dieser Situation das Potential hat, den zugunsten
von Rethmann kippenden Markt noch vor einer vollstandigen Monopolisierung zu bewahren.

Der Kraftstoffmarkt zeigt die Sinnhaftigkeit des Instruments in § 32f GWB geradezu in Reinform:
Wenige Anbieter dominieren seit Jahrzehnten eine fiir die Gesellschaft wichtige Wertschop-
fungskette. Indizien flr wettbewerbsrechtliche VerstoRe lassen sich kaum richtig greifen, wohl
aber zeigensich die Folgen einer lang andauernden Wettbewerbsarmut, namlich im zu schnellen
Anstieg der Preise und im zu langsamen Fallen der Preise je nach Marktsituation (,,rockets and
feathers”).>® Es gibt ein wirtschaftliches und gesellschaftliches hohes Bediirfnis, fir mehr Wett-
bewerb zu sorgen. Mit den traditionellen Mittelnin §§ 1, 19 GWB gelingt dies nicht. Hier hilft ein

56 BKartA, 21.11.2025, B5-31/24 — Rethmann.

57 Ausfihrlich schon Podszun/Rohner, Neue Befugnisse fiir das Bundeskartellamt — Die 11. GWB-Novelle, 13.6.2023,
Deutscher Bundestag, Wirtschaftsausschuss, Ausschussdrucksache 20(9)268, S. 6 ff.

58 BKartA, 21.11.2025, B5-31/24, Rz. 173 — Rethmann.

59 Vgl. Fichtner/Duso/Oschmann, Ol-und Tankstellenpreise: In Deutschland ,rockets and feathers“-Effekt besonders
hoch, Wirtschaftsdienst 106 (2026), Heft 10.
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sauberer struktureller Schnitt auf Basis einer profunden Analyse. Mit einer einmaligen Interven-
tion wirde der Markt neu belebt, die verkrustete Marktstruktur gedffnet. Diesem Ansatz liegt
im Ubrigen die gleiche Idee zugrunde wie der Fusionskontrolle. Im einen Fall wird die Entstehung
des Problems verhindert, obwohl kein Rechtsversto vorliegt, im anderen Fall wird ein entstan-
denes Problem nachtraglich kuriert und so das Funktionieren der Markte wieder gesichert. Fir
Unternehmen (die sich heute permanent restrukturieren) sind strukturelle MaRnahmen die sau-
berere Losung und moglicherweise sogar die weniger belastende als eine dauerhafte Regulie-
rung oder eine permanente Bedrohung mit einer Preiskontrolle. Hier steht § 32f GWB in bester
Tradition mit dem US-amerikanischen Verstandnis von Antitrust.®°

Eine vornehme Aufgabe von Wettbewerbspolitik ist es, Markte offen zu halten. Derzeit tendie-
ren Markte dazu, GroRRe zu belohnen und wie in einem Spiraleffekt die Marktmacht einzelner
Unternehmen immer weiter zu verstarken. Gegen diese Tendenzen, die das freie Spiel der Krafte
ausschalten und im Ergebnis zu héheren Preisen fiir Verbraucherinnen und Verbraucher fiihren,
ist — der aus dem Vereinigten Konigreich importierte — § 32f GWB das richtige Instrument.5?

Die Norm sollte in der aktuellen Ausgestaltung nicht angetastet werden. Das gilt ausdriicklich
auch fur die Erleichterungen, die durch das KraftstoffmaBnahmenpaket eingefiihrt wurden: Die
Hirden fir das Bundeskartellamt sind weiterhin hoch, aber nunmehr nicht mehr schier uniber-
windlich. Die jiingsten Gesetzesdanderungen sind gerade einmal wenige Monate alt, das Bundes-
kartellamt hat noch kein Verfahren mit Bezug zu § 32f Abs. 3 GWB abgeschlossen. Es ware ein
Zeichen fir eine verladssliche Wirtschaftspolitik, die Vorschrift nun wenigstens einmal den Pra-
xistest durchlaufen zu lassen und sodann zu evaluieren, ob sie weiterhin bestehen sollte. Die
bisherigen Erfahrungen bieten keinen Anlass, ihre Abschaffung zu fordern.

Vor einer Verdanderung ist zu bedenken, dass diese Norm auch eine stille Reserve ist, wie gerade
das Kraftstoffbeispiel gezeigt hat. Es kann immer wieder zu Situationen kommen, in denen eine
erhebliche Wettbewerbsstorung offenbar wird und Entlastung erforderlich ist. § 32f GWB st
dann das das wettbewerbsrechtliche Strukturinstrument, das auch vor politischen Schnellschiis-
sen schiitzt, mit denen anderweitig, oft kostspielig und vielleicht nicht immer durchdacht, in
Markte eingegriffen wird.

60 Immer noch instruktiv (ohne Autorenangabe), Aspects of Divestiture as an Antitrust Remedy, 32 Fordham Law
Review 135 (1963).

Available at: https://ir.lawnet.fordham.edu/flr/vol32/iss1/4

61 vgl. umfassend Voges, Die unmittelbare Durchsetzung des Wettbewerbsprinzips durch verstoRunabhingige Ab-
hilfemaRnahmen, 2025; Wagner-von Papp, Sektoruntersuchung und Stérung des Wettbewerbs — ,Paradigmen-
wechsel” zum , Marktdesign“?, in: Kirk/Offergeld/Rohner, Kartellrechtin der Zeitenwende, 2023, S. 33 ff.; Budzinski,
Die 11.GWB-Novelle —Vom Schutz des Wettbewerbsprozesses zur Verbesserung von Wettbewerbsstrukturen?, in:
Kirk/Offergeld/Rohner, Kartellrecht in der Zeitenwende, 2023, S. 113 ff.
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C. Befugnisse, Verfahren, Rechtsschutz — und die Institution Bun-

deskartellamt

Die Novelle soll dazu beitragen, das Kartellrecht zu entbirokratisieren und die Rechtsdurchset-
zung digitaler, schneller und effektiver zu machen.®? Das sind wichtige Ziele. Fir die Bewertung
der entsprechenden Themen sind drei Uberlegungen leitend:

e Die Unabhangigkeit des Bundeskartellamts ist das zentrale Charakteristikum dieser Be-
hoérde. Unabhdngigkeit hat eine Dimension in der Absicherung gegen Einflussnahme von
auBen und eine in der internen Unabhangigkeit der Beschlussabteilungen. Die Monopol-
kommission unterbreitet in ihrem neuen Sondergutachten ,,Starkes Bundeskartellamt —
Wettbewerb der Zukunft” zahlreiche Vorschlage, wie die Institution gestarkt werden
kann.63

e Die Entschlackung und Beschleunigung von Verfahren ist absolut zentral. Dazu kann eine
starkere Digitalisierung beitragen. Die Kartellbehorden kénnen durch digitale Verfah-
rensfiihrung mit Case Management, Verfahrensstrukturierung mit Meilensteinen und
engeren Fristen die Verfahrensdauer steuern und vorhersehbarer machen.

e Dritte haben in kartellrechtlichen Verfahren eine zentrale Rolle als Beschwerdefihrer,
Informanten und Kontrollinstanz. Gerade wenn gerichtliche Kontrolle entfallt, was im
Kartellrecht faktisch haufig der Fall ist, ist es bedeutsam, Dritte gut einzubinden. Das
steht freilich in einem Spannungsverhéltnis zu Aufwand und Dauer des Verfahrens.

I Ausdehnung des Anspruchs auf ,,comfort letter” (§ 32c GWB-E)

Der Anspruch, vom Bundeskartellamt eine Art ,,comfort letter” zu erhalten, dass bei einer Ver-
einbarung kein Anlass zum Tatigwerden bestehe, soll auf vertikale Vereinbarungen ausgedehnt
werden. Erst einmal ist nicht erkennbar, warum fiir horizontale, nicht aber fiir vertikale Verein-
barungen eine solche Moglichkeit gegeben sein sollte, zumal die Grenzen zwischen horizontal
und vertikal oft verschwimmen. Insofern ist die Anderung konsequent. Fiir vertikale Vereinba-
rungen sind mit der europdischen Vertikal-GVO und den Vertikal-Leitlinien allerdings weitrei-
chende Hinweise der Europaischen Kommission ergangen, die den Unternehmen eine Selbstein-
schatzung ermaoglichen sollten.®* Dass das Bundeskartellamt verpflichtet werden kann, sich mit
einem Fall zu befassen, also ein Anspruch besteht, ist ein Eingriff in die freie Prioritdtensetzung
des Amtes und ein weiterer Schritt zur Rickkehr zum friheren Freistellungssystem, das mit der
europaischen Verordnung 1/2003 verabschiedet werden sollte. Entscheidend ist aber die Hand-
habung des Instruments. Esist schwer erkennbar, in welchen Fallen das Bundeskartellamt § 32c
GWSB priift und zu welchen Ergebnissen es kommt. Darliber sollte Transparenz hergestellt wer-
den. Die Einhaltung der Frist des § 32c Abs. 4 S. 2 GWB sollte verstarkt werden.

62 vgl. RegE 12. GWB-Novelle, BT-Drs. 21/7865, S. 1.

63 Monopolkommission, Sondergutachten 85: Starkes Bundeskartellamt — Wettbewerb der Zukunft, 2026, i.E., ab-
rufbar auf www.monopolkommission.de.

64 Epenso BKartA, Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Zwélften Gesetzes zur Anderung des GWSB,
19.6.2026,S.6 f.
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Il. Anhorung, Akteneinsicht, Transparenz und weitere Verfahrensregeln (§§ 43 Abs. 4, 56
ff., § 61 Abs. 3 GWB-E)

Der Regierungsentwurf ordnet das Verfahren teilweise neu. Das ist sinnvoll und hilfreich. Das
Problem der Verfahrensdauer, das zahlreiche Ursachen hat, lasst sich schon im Rahmen des gel-
tenden Rechts etwas abmildern. Erforderlich dazu sind ein striktes Case Management, eine Pri-
orisierung bestimmter Verfahren, die Eingrenzung des jeweiligen Untersuchungsgegenstands,
eine Verfahrensfihrung mit Meilensteinen und enge Fristen.®> Hinzukommen zunehmend digi-
tale Losungen und Kl-gestiitzte Auswertungen.

Kritisch zu sehen ist, dass die Akteneinsicht fir einfach Beigeladene gem. § 56b Abs. 1S. 2 GWB-
E kiinftig in das pflichtgem&Re Ermessen der Kartellbehérde gestellt wird.®® Sie tragen erheblich
zur Sachaufklarung bei und kénnen auch berechtigte Anspriiche auf Kompensation im Nachgang
haben. Der Verweis auf § 33g GWB fiir das Zivilverfahren geniigt hier nicht.6” Zwar binden solche
Einsichtsantrdage erhebliche Ressourcen, da Geschaftsgeheimnisse geschwarzt werden missen.
Dafir muss eine digitale Losung gefunden werden, die schon beim Einreichen der Informationen
ansetzt.

Zu begriuflen ist die Ausweitung der Veroffentlichungspflichten des Bundeskartellamts. Hier
sollte umfassende Transparenz geschaffen werden, auch fiir Vorsitzendenschreiben und andere
wichtige Informationen. Die Veroffentlichung sollte jeweils unverziiglich erfolgen und mit einer
Datenbank verbunden sein, die auch den weiteren Gang der Verfahren vor Gericht spiegelt. Der
Wortlaut von § 43 Abs. 4 GWB-E und § 61 Abs. 3 GWB-E sollte insoweit ergénzt werden.®® Das
Geschaftsgeheimnis-Problem sollte schon im Verfahren durch eine entsprechende Aktenfiih-
rung gelost werden.

M. Rechtsschutz (§§ 77, 78 GWB-E)

Die Ausweitung des Rechtsschutzes durch Wegfall des Zulassungserfordernisses bei der Rechts-
beschwerde zum BGH ist sehr begriiRenswert. Es ist fair anzunehmen, dass die wenigen kartell-
rechtliche Verfahren, die Gberhaupt bis zum BGH gebracht werden, stets von grundsatzlicher
Bedeutung sind.

Iv. Stellung des Prasidenten/der Prasidentin und der Beschlussabteilungen (§ 51a GWB-E)
Die Stellung des Prasidenten bzw. der Pradsidentin innerhalb des Bundeskartellamts ist einerseits
zentral: Das Bundeskartellamt wird monokratisch gefiihrt, der Prasident/die Prasidentin repra-
sentiert nach aullen und steuert das Amt nach innen. Andererseits ist der Einfluss begrenzt, da

65 Siehe auch die Vorschlige der Monopolkommission, Sondergutachten 85: Starkes Bundeskartellamt — Wettbe-
werb der Zukunft, 2026, i.E., abrufbar auf www.monopolkommission.de.

66 So auch Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurffiir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026,S.8;
Bundesrechtsanwaltskammer, Stellungnahme Nr. 42 zum Entwurf einesZwdlften Gesetzes zur Anderungdes GWB,
Juni 2026, S. 6; das BKartA will die Akteneinsicht Dritter weitergehender einschranken und verweist stattdessen auf
§ 33g GWB, BKartA, Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Zwoélften Gesetzes zur Anderung des GWB,
19.6.2026,S.10f.

67 So aber BKartA, Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Zwdlften Gesetzes zur Anderung des GWB, 19.6.
2026,S.10f.

68 Ebenso Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurffiir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026, S. 9.
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die Fallentscheidung unabhangig in den Beschlussabteilungen erfolgt und gerade keine Einfluss-
nahme erfolgen soll. Die Entscheidungspersonen in den Beschlussabteilungen sind insofern eher
Richterinnen und Richtern in Kammern vergleichbar, der Prasident/die Prasidentin entspricht
demgemal der Leitungsperson von Gerichten. Dieses wohl einzigartige Modell ist historisch ge-
wachsen und hat sich bewihrt.%°

Der Vorschlag einer einmaligen Amtszeitbegrenzung ist begriiRenswert. Sie sichert bei aller Un-
abhangigkeit eine gewisse demokratische Rickbindung und bringt zudem regelmaRig neue Im-
pulse. Ein Zeitraum von acht bis zwolf Jahren scheint dafiir angemessen.

Die Leitung des Bundeskartellamts ist eine herausgehobene Position, die zuweilen als politisch
wahrgenommen wird. Es handelt sich jedoch keineswegs um eine reine Reprasentationsauf-
gabe. Das Alltagsgeschaft des Prasidenten/der Prasidentin, gerade auch angesichts der Einbin-
dung in den europdischen und internationalen Wettbewerbsschutz, setzt hohe fachliche Exper-
tise voraus. Angesichts dieser Notwendigkeit, internationaler Standards und einer Abkehr von
der Hinterzimmer-Kungelei alter Zeiten sollte die Position — wie im Ausland durchaus Ublich —
mit transparenten Kriterien ausgeschrieben und in nachvollziehbarer Weise vergeben werden.”°
§ 51a GWB-E sollte eine solche Ausschreibungspflicht explizit vorsehen.

Die Unabhangigkeit der fachlichen Entscheidung in den Beschlussabteilungen sollte in§ 51 GWB-
E unmissverstandlich festgehalten werden. Zwar ist bereits jetzt allgemeine Meinung, dass die
Entscheidung unabhdngig getroffen werden kann. Eine gesetzliche Klarstellung scheint dennoch
angebracht.

Zu diesen und weiteren institutionellen Punkten ist das Sondergutachten der Monopolkommis-
sion ,Starkes Bundeskartellamt — Wettbewerb der Zukunft” wegweisend, das am 14. Oktober
2026 im Bundesministerium flr Wirtschaft und Energie libergeben wird. Die darin unterbreite-
ten Empfehlungen sollen die Unabhangigkeit, die Leistungsfahigkeit, die Entwicklungsoffenheit
und die Wertbindung des Bundeskartellamts absichern. Dazu besteht Anlass, wie Entwicklungen
inanderen Jurisdiktionen zeigen. Die Bedeutung von Institutionen fir die Bewahrung der Errun-
genschaften, die in Art. 20 und 20a GG postuliert sind, ist zuletzt in der Wissenschaft stark her-
ausgearbeitet worden, nicht zuletzt durch die Forschungen von Daron Acemoglu.’! Das Gutach-
ten der Monopolkommission ist eine Einladung, die Fragen der institutionellen Ausgestaltung
des Wettbewerbsschutzes zu diskutieren und daraus weitere Schllsse zu ziehen.

69 Umfassend Monopolkommission, Sondergutachten 85: Starkes Bundeskartellamt — Wettbewerb der Zukunft,
2026, i.E., abrufbar auf www.monopolkommission.de.

70 Monopolkommission, Sondergutachten 85: Starkes Bundeskartellamt — Wettbewerb der Zukunft, 2026, i.E., ab-
rufbar unter www.monopolkommission.de; in eine dhnliche Richtung Startup-Verband: ,transparentes Auswahl-
verfahren unter Beteiligung unabhangiger Gremien®, Startup-Verband, Stellungnahme zum Referentenentwurf ei-
nes Zwoélften Gesetzes zur Anderung des GWB, 19.6.2026, S. 9.

71 Acemoglu/Robinson, Warum Nationen scheitern, 2013; Levitsky/Ziblatt, Wie Demokratien sterben, 2018; Stein-
beis, Die verwundbare Demokratie, 2024.
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V. Vergabescreening (§§ 32h, 114 GWB-E)

Das in § 32h GWB-E vorgesehen Vergabe-Screening ist ein sehr begriiRenswerter Fortschritt.
Hier zeigt sich auch, wie hilfreich es ist, von anderen Landern zu lernen. In Danemark, Spanien
und andernorts ist das systematische Screening von Vergabedaten bereits Praxis.”?

Zu den Details der Datenerhebung haben berufenere Expertinnen und Experten, etwa Prof. Dr.
Stefan Hertwig und die Kommunen inihren Stellungnahmen sowie etwa BRAK und BDI zum Re-
ferentenentwurf Anmerkungen gemacht, die beachtenswert sein kénnen.

Wesentlich sind folgende zwei Uberlegungen:

Erstens ist das Vergabescreening in mehreren europdischen, vergleichbaren Staaten eingefiihrt
und funktioniert dort offenbar. Statt das Rad neu zu erfinden, sollte die ,Losung von der Stange”
gewahlt werden. Die europarechtlichen Vorgaben sind in diesen Landern identisch. Wenn sie
gute Erfahrungen gemacht haben, dann sollten schlicht das danische, spanische oder finnische
Modell Gbernommen werden, einschliellich der dadurch am Markt verfligbaren Softwarel6sun-
gen.

Zweitens ist das Vergabescreening, wie schon das Wettbewerbsregister, ein Aufbruch in eine
neue Zeit des Wettbewerbsschutzes. Die Monopolkommission schldagt in ihrem neuen Sonder-
gutachten ein datengetriebenes Wettbewerbsmonitoring vor. Gemeint ist damit, dass offentlich
verflgbare Daten daraufhin ausgewertet werden sollten, wie die Wettbewerbssituation in ver-
schiedenen Bereichenist. Darauf basierend sollte eine Behorde wie das Bundeskartellamt ihre
Prioritdaten setzen. Bislang ist noch zu sehr der Wettbewerbsschutz nach Eingangskorb Ublich:
Bearbeitet wird, was an die Behorde herangetragen wird. Dadurch fallen manche Sektoren und
Auswiichse aber moglicherweise ganzlich durch das Raster und werden kaum kontrolliert. Gibt
es, bei Auswertung offentlicher Indikatoren, auch mit Hilfe von Kl, aber Hinweise darauf, dass
die Wettbewerbssituation in einem Bereich desolat ist, kann das besser systematisch geprift
werden. Ein solches System ergibt insbesondere dann Sinn, wenn Ressourcen durch den Wegfall
von Standard-Fusionsfallen frei werden.

Der Bundestag sollte das Bundeskartellamtin die Lage versetzen, einen solchen Quantensprung
im systematischen Wettbewerbsschutz zu unternehmen.

72 Vgl|. etwa zum Vorgehen in Ddnemark mit dem Tool ,Bid Viewer”, Danish Competition and Consumer Authority
(DCCA), Collusion Detection in Public Procurement Using Computational Methods, abrufbar unter
https://en.kfst.dk/media/dg2htrud/bid-viewer_56.pdf.
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D. Fusionskontrolle (§§ 35 ff. GWB-E)

Die bedeutsamste praktische Anderung ist die geplante Verinderung der Fusionskontrollschwel-
len. Dadurch wiirden wesentlich weniger Zusammenschlussvorhaben der Fusionskontrolle un-
terfallen.

. Anhebung der Schwellenwerte (§ 35 Abs. 1 GWB-E)

Die Umsatzschwellenwerte in § 35 Abs. 1 GWB-E werden teils erheblich angehoben. Die welt-
weite Umsatzschwelle liegt kiinftig bei 750 Mio. € (bislang 500 Mio. €) und die erste Inlands-
schwelle bei 75 Mio. € (bislang 50 Mio. €). Das entspricht einer Steigerung um jeweils 50 %. Die
zweite Inlandsschwelle steigt um 14 % auf 20 Mio. € (bislang 17,5 Mio. €). Die beiden Inlandsum-
satzschwellen wurden schon im Rahmen der 10. GWB-Novelle 2021 um 100 % und um 250 %
angehoben.”? Hierdurch sanken die Anmeldezahlen um ein Drittel.”*

Das Ziel der Entbirokratisierung ist grundsatzlich begriiRenswert. Es ware erfreulich, wenn die
hohe Zahl vollig unproblematischer Zusammenschliisse etwas reduziert werden konnte. Poli-
tisch besteht allerdings wohl Einigkeit, dass mit der Schwellenwertanhebung nur solche Falle aus
der formellen Anmeldepflicht ausgeschieden werden sollen, die unproblematisch sind. Die Crux
ist: Wie lassen sich solche (ber ein formales Kriterium herausfiltern? Der Umsatz ist daftir nur
ein maRig gut geeigneter Stellvertreterwert. Die Zusammenschlusskontrolle stellt praktisch kein
grofdes birokratisches Hindernis bei Unternehmenstransaktionen dar: Anmeldungen beim Bun-
deskartellamtin unproblematischen Fallen, gerade bei Beteiligung kleinerer Unternehmen, wer-
den in der Praxis sehr schnell und einfach, oft in wenigen Tagen freigegeben.

Die abermalige Erhéhung der Umsatzschwellen birgt die Gefahr, die Effektivitat der Fusionskon-
trolle zu beeintrachtigen.”> Insbesondere Zusammenschlisse auf regionalen Markten konnten
aus der Kontrolle fallen.”® Auf kleinteiligeren Markten (Backereien, Arztpraxen, Handwerk, Steu-
erberatung) kommt es zunehmend zu Konsolidierungen.”” Medizinische Versorgungszentren
werden immer haufiger durch Private-Equity-Fonds Gbernommen.’® Es liegen Anzeichen dafiir
vor, dass dies negative Auswirkungen auf die Versorgungsqualitit hat.”° Solche Zusammen-
schlisse werden vom Kartellrechtbisher kaum erfasst.2° Dieses Defizit wiirde durch eine weitere
Anhebung der Umsatzschwellen verscharft.

73 Gesetz zur Anderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen fiir ein fokussiertes, proaktives und digi-
tales Wettbewerbsrecht 4.0 und anderer Bestimmungen v. 18.1.2021, BGBI. 1 2021, Nr. 1 vom 18.1.2021, S. 2.

74 Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fiir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026, S. 2.

75 Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fiir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026, S. 2.

76 Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fiir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026, S. 2.

77 Rebalance Now, Stellungnahme zum Entwurf fiir die 12. GWB-Novelle, 19.6.2026, S. 2.

78 Vgl. zum Land Bayern Scheuplein/Tauscher/Gerlach, BARMER Gesundheitswesen aktuell 2026, 56, 62 f.

73 Vgl. zum Land Bayern Scheuplein/Tauscher/Gerlach, BARMER Gesundheitswesen aktuell 2026, 56, 72.

80 ygl. Wissenschaftlicher Dienst des Bundestages, Kartellrechtliche Einordnung von medizinischen Versorgungszen-
tren, 18.6.2025, S. 5.

Podszun — Stellungnahme zur 12. GWB-Novelle — Bundestag, 2026 | 25



Durch die Anderung werden nach der Gesetzesbegriindung ca. 13-14 % weniger Anmeldungen
erwartet. Das entspreche 120 Anmeldungen und einem Hauptprifverfahren. Die Fusionskon-
trolle in Deutschland ist aber ein vergleichsweise schlankes Verfahren. Wettbewerbsbeschran-
kungen im Nachhinein durch die Missbrauchskontrolle zu beseitigen ist dahingegen viel aufwan-
diger und ineffektiv.8! Die Umsatzschwellen sollten eher nicht oder weniger deutlich erhéht wer-
den.82

Der bessere Weg statt einer Anhebung der Umsatzschwellen waren eine weitere Verschlankung
des Anmeldeprozesses und eine digitale Standardisierung der Priifung, sodass unproblematische
Falle sofort registriert, rasch identifiziert und umgehend freigegeben werden kénnen.

il Anpassung der Transaktionswertschwelle (§ 35 Abs. 1 Nr. 2 lit. b GWB-E)

Mit der 9. GWB-Novelle wurde eine Transaktionswertschwelle in Hohe von 400 Mio. € in § 35
Abs. 1a GWB eingefiihrt. Dadurch sollten sog. , Killer Acquisitions” verhindert werden, bei denen
junge, innovative und zukunftstrachtige Unternehmen aufgekauft werden.®3 Hintergrund war
insbesondere der Kauf von WhatsApp durch Facebook, der nach deutschem Fusionskontroll-
recht nicht geprift werden konnte.?* Die Einfiihrung der Transaktionswertschwelle war ein rich-
tiger und bedeutsamer Schritt: Wenn, wie im Fall Facebook/WhatsApp, ein Unternehmen 19
Mrd. US-Dollar fiir ein Unternehmen zahlt, das fast keine Umsatze erzielt, liegt es allemal nahe,
die wettbewerbliche Bedeutung zu erfassen.

Trotz der neuen Regelung scheiterte allerdings die Priifung wichtiger Fusionsvorhaben an dem
in § 35 Abs. 1a GWB vorgegebenen Kriterium der erheblichen Inlandswirkung. So konnte die
Ubernahme von Inflection durch Microsoft nicht durch das Bundeskartellamt gepriift werden,
weil das Zielunternehmen Inflection zum Zeitpunkt der Ubernahme nur in geringem AusmaR in
Deutschland tatig war.8> Das Bundeskartellamt prifte auf Grundlage der Transaktionswert-
schwelle auch die Beteiligung von Microsoft an OpenAl und die Kooperation der Unternehmen.8®
Das Amt sah zwar einen Zusammenschluss auf Grundlage von § 37 Abs. 1 Ziff. 4 GWB. Zum da-
maligen Zeitpunkt fehlte es aber an einer erheblichen Tatigkeit von OpenAl in Deutschland. Als
ein erheblicher Tatigkeitsumfang von OpenAl in Deutschland dann vorlag, fehlte es an einem
weiteren Zusammenschluss. An den Fillen zeigen sich Defizite der aktuellen Regelung.8”

81 Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fiir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026, S. 2.

82 Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fiir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026,S. 2; ebenso
BKartA, Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Zwélften Gesetzes zur Anderung des GWB, 19.6.2026, S. 4.
83 Meyer-Lindemann in: Kersting/Meyer-Lindemann/Podszun, Kartellrecht, 5. Aufl. 2025, § 35 GWB Rn. 26 f.

84 Meyer-Lindemann in: Kersting/Meyer-Lindemann/Podszun, Kartellrecht, 5. Aufl. 2025, § 35 GWB Rn. 29, 31.

85 BKartA, Pressemitteilung vom 29.11.2024 zu Microsoft/Inflection, abrufbar unter: https://www.bundeskartell-
amt.de/SharedDocs/Meldung/DE/Pressemitteilungen/2024/29 11 _2024_Microsoft_Inflection.html.

86 BKartA, Fallbericht, 15.11.2023, Az. B6 — 34/23.

87 Vgl. Kdiseberg, Ein ,Inflection“-Punkt fur die Fusionskontrolle, NZKart 2025, 1.
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Die Transaktionswertschwelle soll kiinftig in § 35 Abs 1 Ziff. 2 lit. b GWB-E stehen und der zweiten
Inlandsumsatzschwelle in § 35 Abs. 1 Ziff. 2 lit. a GWB-E gleichgestellt sein.®8 Bislang war die
Transaktionswertschwelle gegeniiber den Umsatzschwellen subsididr.8® Die Systematik wird
durch die Anderung vereinfacht.?? Die weltweite Umsatzschwelle und die erste Inlandsschwelle
missen sowohl bei der umsatzbasierten Anmeldepflicht als auch bei der Anmeldepflicht auf
Grund der Transaktionswertschwelle erreicht sein. Daneben muss entweder die zweite In-
landsumsatzschwelle oder die Transaktionswertschwelle erfillt sein.®! Bisher bestehende Un-
klarheiten zum Verhaltnis von Umsatz- und Transaktionswertschwellen werden damit aufge-
|6st.%2

Dariber hinaus ist es nun nicht mehr erforderlich, dass das Zielunternehmen schon in erhebli-
chem Umfang im Inland tatig ist. Kiinftig genligt stattdessen eine voraussichtliche Inlandstatig-
keit in erheblichem Umfang. Das ist insofern konsequent, als die Transaktionswertschwelle ge-
rade solche Unternehmen und Markte erfassen soll, die noch im Entstehen begriffen sind. Sie
sollen nicht von den Platzhirschen ohne weiteres vom Markt weggekauft werden kénnen.®3 Die
Ausweitung auf die voraussichtliche Inlandstatigkeit wird u.a. von der Monopolkommission be-
gruRrt.2*

Volkerrechtlichist das Abstellen auf eine voraussichtlich erhebliche Tatigkeitim Inland nicht ganz
unproblematisch. Immerhin kann die Befugnis einer inldndischen Behdorde fiir einen Sachverhalt
nur bei einem ausreichenden ,local nexus” begriindet werden.?> Der BGH hat in Meta/Kustomer
sehr geringe Anforderungen gestellt und geschrieben: ,Die durch die Inlandstatigkeit mogliche
Beeinflussung der Markte erfordert zwar eine gewisse Mindestintensitat im Sinn einer Splrbar-
keit. An die Spurbarkeit sind aber im Zusammenhang mit der Anmeldepflicht keine hohen An-
forderungen zu stellen.“?® Es gehe um die ,addquate Erfassung des wettbewerblichen Potenti-
als“.®” Ein solches Potential kann auch bei einer ,voraussichtlichen” Tatigkeit gegeben sein.

88 Giese/Kahlenberg, Regierungsentwurf zur 12. GWB-Novelle: Killer Acquisitions und Submissionsabsprachen im
Visier des Gesetzgebers, BB 2026, 2179, 2181.

89 Meyer-Lindemann in: Kersting/Meyer-Lindemann/Podszun, Kartellrecht, 5. Aufl. 2025, § 35 GWB Rn. 33.

90 RegE 12. GWB-Novelle, BT-Drs. 21/7865, S. 35.

91 RegE 12. GWB-Novelle, BT-Drs. 21/7865, S. 35.

92 Giese/Kahlenberg, Regierungsentwurf zur 12. GWB-Novelle: Killer Acquisitions und Submissionsabsprachen im
Visier des Gesetzgebers, BB 2026,2179, 2181.

93 Monopolkommission, Hauptgutachten: Wettbewerb 2022, 2022, Rz. 246.

94 Monopolkommission, Stellungnahme zum Referentenentwurf fiir eine 12. GWB-Novelle, 19.6.2026,S. 3. Ebenso
Kérber, Der Lotse bleibt an Bord — Rainer Bechtold und die Entwicklung der Aufgreifkriterien in der Fusionskontrolle
flr mutmalliche ,gap cases”, NZKart 2026,510,512; Rebalance Now, Stellungnahme zum Entwurf fir die 12. GWB-
Novelle, 19.6.2026, S. 2. Kritisch dagegen Kresken/Wille, Fusionskontrolle im Regierungsentwurf zur 12. GWB-No-
velle — Zwischen Verschlankung und Fokussierung, NZKart 2026,401,404; Bundesverband der Deutschen Industrie,
Stellungnahme zum Referentenentwurf einer 12. Novelle des GWB, 19.6.2026, S. 8.

95 Vgl. Meyer-Lindemann in: Kersting/Meyer-Lindemann/Podszun, Kartellrecht, 5. Aufl. 2025, § 35 GWB Rn. 35.

96 BGH, 29.4.2025, KVR 77/22, Rn. 48 — Meta/Kustomer.

97 Vgl. BGH, 29.4.2025, KVR 77/22, Rn. 34 — Meta/Kustomer.
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Kritikern ist zuzugeben, dass damit eine gewisse Rechtsunsicherheit entsteht. Dasist fir die Fu-
sionskontrolle aber nichts ungewohnliches, sie ist jaimmer auf die Zukunft gerichtet. Ungewdhn-
lichist nur, dass in diesen Fallen schon bei den formellen Aufgreifkriterien das Prognoseelement
ins Spiel kommt, das sonst erst in der materiellen Priifung eingreift.

Der Regierungsentwurf enthdlt beispielhafte Anhaltspunkte fiir die Annahme einer voraussicht-
lichen Inlandstatigkeit. Insbesondere bei digitalen Technologien und Anwendungen, die im Aus-
land entwickelt werden, aber ersichtlich weltweite Nutzergruppen adressieren, kann eine vo-
raussichtliche erhebliche Inlandstatigkeit angenommen werden.®® Zur weiteren Konkretisierung
ist zu begrifen, dass das Bundeskartellamt seinen Leitfaden zur Transaktionswertschwelle bis
Ende Juli 2027 Uberarbeiten soll.?® Wenn, wie vorgesehen, das Bundeskartellamt die Anknup-
fungspunkte fir das Vorliegen voraussichtlich erheblicher Inlandstatigkeit in Leitlinien konkreti-
siert, durfte dies genigen.

M. Verfahren der Fusionskontrolle (§§ 39, 40, 41 GWB-E)

Der Regierungsentwurf sieht in § 39 Abs. 1 S. 2 GWB-E i.V.m § 39 Abs. 7, 8 GWB-E ein neues
Anzeigeverfahren flir Zusammenschlisse vor, die unter die neue Transaktionswertschwelle nach
§ 35 Abs. 1 Ziff. 2 lit. b GWB-E fallen. Im Referentenentwurf sollte das Anzeigeverfahren noch
obligatorisch sein. Um das Verfahren in Féallen, in denen eine Anmeldepflicht zu erwarten ist,
nicht zusitzlich zu belasten, ist es nun freiwillig ausgestaltet.1%0 Diese Anderung ist zu begriiRen.

Entscheiden sich die beteiligten Unternehmen fiir das Anzeigeverfahren, muss das Bundeskar-
tellamt gem. § 39 Abs. 8 GWB-E binnen zwei Wochen priifen, ob die Einleitung des Hauptverfah-
rens offensichtlich ausgeschlossen ist. Ist dies nicht der Fall, teilt das Bundeskartellamt den Un-
ternehmen mit, dass eine Anmeldung des Zusammenschlusses notwendig ist. Dann schlieRt sich
das normale Anmeldeverfahren an. Kommt das Bundeskartellamt hingegen zum Schluss, dass
die Einleitung des Hauptprifverfahrens offensichtlich ausgeschlossen ist, ist keine Anmeldung
notwendig. Hierflr ist keine Mitteilung des Bundeskartellamts nétig: Die Anmeldepflicht entfallt
mit Ablauf der zwei Wochen automatisch, solange das Bundeskartellamt den Unternehmen
nicht mitteilt, dass auf eine Anmeldung nicht verzichtet werden kann.101

Ob das Anzeigeverfahren sich durchsetzt, sei dahingestellt, da die Anforderungen, die an die
Anzeige gestellt werden kaum weniger komplex sind als die fiir eine Anmeldung erforderlichen

98 RegE 12. GWB-Novelle, BT-Drs. 21/7865, S. 37.

99 RegE 12. GWB-Novelle, BT-Drs. 21/7865, S. 38; ebenso Giese/Kahlenberg, Regierungsentwurf zur 12. GWB-No-
velle: Killer Acquisitions und Submissionsabsprachen im Visier des Gesetzgebers, BB 2026, 2179, 2181 f.

100 Kiseberg, Wettbewerbspolitik in dieser Legislatur und der Regierungsentwurf zur 12. GWB-Novelle, WuW 2026,
364, 365.

101 BegriiRend Giese/Kahlenberg, Regierungsentwurf zur 12. GWB-Novelle: Killer Acquisitions und Submissionsab-
sprachen im Visier des Gesetzgebers, BB 2026, 2179, 2182.
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Angaben und zum Teil sogar weitergehende Angaben erforderlich werden.1°2 Da es sich um eine
optionale Losung fir die Unternehmen handelt, kann dieses Element aber in der Praxis getestet
werden.

Iv. Materielle Eingriffstatbestdnde

Der Regierungsentwurf sieht keine Anderungen im materiellen Fusionskontrollrecht vor. Das
bloBe Prifen von Fallen reicht flr den Schutz des Wettbewerbs freilich nicht aus. Wenn es zu
bedenklichen Entwicklungen kommt, muissen diese auch untersagt werden kénnen. Mit dem
SIEC-Kriterium (erhebliche Behinderung wirksamen Wettbewerbs) in § 36 Abs. 1 S. 1 hat das
GWB ausreichend Flexibilitat. In der Praxis dominiert aber weiterhin das Festhalten an Marktan-
teilen und engen Marktabgrenzungen. Da Markte zunehmend zusammenwachsen, verliert die
Marktabgrenzung an Gewicht. Die Priifung von Wettbewerbsbehinderungen sollte marktiber-
greifende Effekte stiarker wahrnehmen.193 § 19a Abs. 1 GWB hat das bereits in sinnvoller Weise
aufgegriffen. Die Vorschrift setzt starker an der Macht der Unternehmen als ihrer Position auf
einzelnen Markten an. Da Finanzkraft, vertikale Einflussmoglichkeiten, Marktzutrittsschranken
usw. oft erhebliche Bedeutung haben kénnen, sollte sich dies kiinftig verstarkt niederschlagen.
Sichtbares Zeichen dafir ware der Wegfall des Marktbeherrschungskriteriums (, insbeson-
dere...) in § 36 Abs. 1 S. 1 GWB oder eine Anderung in § 18 GWB.

V. Ministererlaubnis (§ 42 GWB, § 73 Abs. 2 GWB-E)

Die Ministererlaubnis ist konzeptionell ein massiver Eingriff in den Wettbewerbsschutz.1%4 Das
Bundeskartellamt untersagt ohnehin nur duBerst wenige Zusammenschlisse. Ausgerechnet bei
diesen wenigen Fallen, die erhebliche Behinderungen wirksamen Wettbewerbs erwarten lassen,
eroffnet das Gesetz, dass ein/e Politiker/in auf Basis duRRerst vager Kriterien erkennt, dass gerade
dieser Zusammenschluss erforderlich ist, um bestimmte Gemeinwohlziele zu erreichen, die so
wichtig sind, dass sie die EinbuRen fir den freien Wettbewerb — und damit den Nutzen fir die
Verbraucherinnen und Verbraucher — Uiberwiegen. Es ist schon theoretisch kaum vorstellbar,
Falle zu konstruieren, in denen gerade ein Zusammenschluss noétig ist, um ein Gemeinwohlziel
zu erreichen. Schaut man sich die praktischen Erfahrungen der letzten Jahrzehnte an, sind die
Falle, in denen eine Ministererlaubnis gewahrt wurde, mit Fehlschlagen und Peinlichkeiten
durchsetzt.1%> Um nur zwei markante Beispiele zu erwdhnen:

102 kresken/Wille, Fusionskontrolle im Regierungsentwurf zur 12. GWB-Novelle — Zwischen Verschlankung und Fo-
kussierung, NZKart 2026,401, 407; Giese/Kahlenberg, Regierungsentwurf zur 12. GWB-Novelle: Killer Acquisitions
und Submissionsabsprachen im Visier des Gesetzgebers, BB 2026, 2179, 2182.

103 Kollmann/Podszun, Marktiibergreifende Betrachtungen in der Zusammenschlusskontrolle, WuW 2026, 447.
104 vg|, Podszun, Die Ministererlaubnis — Einbruch der Politik ins Recht der Wirtschaft, NJW 2016, 617.

105 vgl. Budzinski/Stéhr, Die Ministererlaubnis als Element der deutschen Wettbewerbsordnung: Eine theoretische
und empirische Analyse, llmenau Economics Discussion Papers No. 114, 2018; Maier-Rigaud/Schwalbe, Ministerer-
laubnis im Fall Edeka/Tengelmann?, NZKart 2015, 289.
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e Die Ministererlaubnis fir Eon/Ruhrgas hat zu erheblichen Vermachtungen in der Ener-
giebranche gefihrt und war zudem politisch so peinlich, dass ein Vorsitzender der Mo-
nopolkommission sich an eine ,Bananenrepublik” erinnert fihlte.106

e Im Verfahren Edeka/Tengelmann wurde die Grundlage fur die heute beklagte hohe Kon-
zentration des Lebensmitteleinzelhandels gelegt —in einem Verfahren, bei dem das OLG
Disseldorf attestierte, dass hinsichtlich des Bundeswirtschaftsministers die Besorgnis
der Befangenheit bestehe.107

Das Instrument ist nicht nur theoretisch verfehlt, sondern hat auch seine praktische Untauglich-
keit erwiesen. Keinem Minister, keiner Ministerin ist zu wiinschen, dass er/sie sich mit einem
solchen Antrag auseinandersetzen muss. Falle, in denen eine Fusion sinnvoll ist, da das Zielun-
ternehmen unterzugehen droht, lassen sich mit dem Instrument der Sanierungsfusion auffan-
gen.

Sollte das nicht erreicht werden, ist immerhin die Wiederherstellung der Klagerechte, wie im
Regierungsentwurf vorgesehen, zu begrifen. Sinnvoll ware es, eine Klage im 6ffentlichen Inte-
resse zuzulassen (z.B. durch die Monopolkommission), damit private Parteienihre Klagen nicht
gegen Zahlungen zurlicknehmen.

Der Vorschlag im Antrag von Blindnis 90/Die Griinen, das Parlament und die Bundesregierung
starker in das Verfahren zu integrieren, ist jedenfalls bedenkenswert. Die Verantwortung allein
bei einem Minister/einer Ministerin zu belassen, ist angesichts der Tragweite — vgl. nur die o.g.
Beispiele — konsequent.

106 Jiirgen Basedow, in: Monopolkommision, Zukunftsperspektiven der Wettbewerbspolitik, 2005, S. 7.
107 OLG Diisseldorf, 12.7.2016, VI-Kart 3/16 (V) — Edeka/Kaiser’s Tengelmann.
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E. Digitales, Kl und Kartellrecht

Das wirtschaftspolitische Schlisselthema dieser Zeit ist der Umgang mit der digitalen Infrastruk-
tur und Kinstlicher Intelligenz.

. Die ungebrochene Macht von Big Tech und die fortdauernde Aufgabe

Die enorme Vermachtung der digitalen Infrastrukturen ist in den vergangenen zwanzig Jahren
trotz groBer Anstrengungen nicht aufgebrochen worden. Heute zeigt sich in geradezu erschre-
ckender Weise die Verbriderung von 6konomischer und politischer Macht in den USA. Einige
wenige Unternehmer, die die sog. digitalen Gatekeeper betreiben, kontrollieren die digitale Inf-
rastruktur. Sie haben Okosysteme gebildet, denen kaum zu entkommen ist. In einigen Teilberei-
chen des Lebens ist ihre Regelsetzungsmacht hoher als die der demokratischen Institutionen. Zu
strukturellen Malinahmen ist es bislang nicht gekommen, Verhaltensauflagen und die Regelun-
genin § 19a GWB und dem Digital Markets Act (DMA) haben stellenweise Erleichterungen er-
bracht, aber keinen wettbewerblichen Durchbruch.

Auch im Bereich der Kiinstlichen Intelligenz drangen dieselben Unternehmen mit Macht in
Schlisselstellungen.198 Sie kontrollieren bereits wesentliche Elemente des Technologiestacks. So
dominieren etwa Microsoft, Amazon und Google das Cloud Computing. Zwar gibt es bei KI-Mo-
dellen und Anwendungen noch intensiven Wettbewerb, doch in der gesamten Wertschopfungs-
kette sind die Unternehmen weitgehend abhangig von einigen wenigen Anbietern von Chips,
Compute oder Vertriebsmoglichkeiten. KI wirkt insofern wie ein Machtverstarker der Nega-
tiventwicklung der vergangenen Jahre.

Der deutsche und der europaische Gesetzgeber haben friihzeitig und mit beeindruckender legis-
lativer Power reagiert und § 19a GWB und den DMA verabschiedet. Diese gesetzgeberischen
Pioniertaten missen sich derzeit dem Praxistest stellen. Die Ergebnisse sind gemischt. Die Ver-
fahren sind aufwandig, auch wegen der Ressourcenasymmetrie zwischen den starksten Konzer-
nen der Welt einerseits und der Wettbewerbsbehoérden andererseits. Die Aktivitaten erreichen
im Markt noch nicht die gewiinschten Durchbriiche zu mehr Wettbewerb. Die von der EU-Kom-
mission verhangten GeldbulRen bleiben fiir die Big Tech-Unternehmen (iberschaubar. Abhilfe-
mafinahmen erweisen sich oft nicht als schlagkréaftig. Insbesondere Verhaltensauflagen sind
letztlich ungeniigend. Streitige Verfahren sind selten, was darauf hindeutet, dass Kompromiss-
I6sungen gefunden werden, die nicht den maximalen Wettbewerbsschutz erreichen.

Bei aller Kritik19? ist aber festzustellen, dass mit den prozeduralen Vorgaben im DMA (z.B. engen
Verfahrensfristen), den substantiellen Anpassungen (z.B. Wegfall aufwandiger 6konomischer

108 y/g|. Monopolkommission, Hauptgutachten: Wettbewerb 2026 — Fiir eine wettbewerbsorientierte Wirtschafts-
politik, 2026, Kap. 4, Rz. 762 ff.

103 Eindrucklich z.B. Héppner, Remember Section 19a GWB?, Platform Law Blog, 10.9.2026, abrufbar unter
https://the-platform-law.com/2026/09/10/remember-section-19a-gwb/.
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Analyse) und der klarengesetzgeberischen Bestimmung von Schadenstheorien die Rechtsdurch-
setzung erheblich verbessert wurde. Es ist nicht genug, aber es zeigt, dass mehr moglich ist.

Auch die Kommission Wettbewerb & Kinstliche Intelligenz des Bundesministeriums flr Wirt-
schaft und Energie hat in ihrem Abschlussbericht 2026 eine Starkung der Durchsetzung von DMA
und § 19a GWB empfohlen:

,Handlungsempfehlung 11: DMA durchsetzen, Wettbewerb schiitzen

Die Bundesregierung sollte die Durchsetzung des Digital Markets Act (DMA) und von §
19a GWB konsequent unterstiitzen und entsprechende MaRnahmen ausdriicklich begri-
Ben. Insbesondere sollte auf den Abschluss laufender DMA-Verfahren im Rahmen der
gesetzlichen Jahresfrist hingewirkt werden. Um Wettbewerbschancen zu eréffnen, soll-
ten KI-Anwendungen als zentrale Plattformdienste i.S.d. DMA eingestuft werden. Ga-
tekeeper im Cloud-Sektor sollten auf Basis qualitativer Kriterien im DMA benannt wer-
den. Die Verpflichtungen im DMA sollten fir ihre Anwendung auf KI und Cloud weiter-
entwickelt werden.

Die Kontrolle von Zusammenschliissen, passiven Beteiligungen, Kl-Partnerschaften und
Talentlibernahmen (sog. Acqui-hires) sollte im Bereich Kl intensiviert werden, um Risiken
fur den freien Wettbewerb abzuwenden. Dazu ist auch erforderlich, die Gefahren fiir den
Wettbewerb durch neue Schadenstheorien (theories of harm) zu benennen.* 110

Die Etablierung von mehr Wettbewerb in der jetzt Kl-getriebenen Digitalwelt bleibt eine fort-
wahrende Aufgabe. Die gesetzlichen Grundlagen sind da. Gleichwohl konnen sie moglicherweise
noch angepasst werden.

Il. Starkung von § 19a GWB

Der wegweisende § 19a GWB konnte durch drei Elemente verstarkt werden:

1. Fortgeltung der Designierung

Die Verflugung nach § 19a Abs. 1 GWB, mit der die Adressatenstellung festgestellt wird, ist auf
finf Jahre befristet. Fiir Alphabet |duft sie bereits demnédchst aus. Sollte dann eine erneute volle
Priifung erforderlich sein, ob Alphabet § 19a Abs. 1 GWB unterfallt, und sollte moglicherweise
zudem der Rechtsweg ausgeschopft werden, drohen eine zeitliche Liicke und eine starke Bin-
dung von Ressourcen beim Bundeskartellamt.

Dieses Problem sollte jetzt angegangen werden. Die Geltung eines Unternehmens als Unterneh-
men mit Uberragender marktiibergreifender Bedeutung fiir den Wettbewerb nach § 19a Abs. 1
GWSB sollte mit Ablauf der Befristung nach § 19a Abs. 1 S. 3 GWB einmalig ohne erneutes voll-

110 Kommission Wettbewerb & Kiinstliche Intelligenz, KI, Wettbewerb & Wettbewerbsfihigkeit — Abschlussbericht,
2026, abrufbar unter https://kikommission.de.
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umfangliches Verfahren erneuert werden kénnen. Empfohlen wird, eine Regelung aufzuneh-
men, nach der das Bundeskartellamt eine Verlangerung um weitere finf Jahre erklaren kann und
das betroffene Unternehmen die Beweislast trdgt, dass sich Umstdnde so wesentlich verandert
haben, dass die Voraussetzungen des § 19a Abs. 1 GWB nicht mehr gegeben sind.

2. Soll-Fristen fiir das Verfahren

Das Bundeskartellamt hat mehrere Verfahren nach § 19a Abs. 2 GWB ziigig und effizient abge-
schlossen. Gleichwohl wird empfohlen, wie im DMA Soll-Verfahrensfristen einzufiihren. Ebenso
sollten Fristen fir die gerichtliche Verfahrensdauer in diesen Fallen gelten. Daswiirde zum einen
der notwendigen Geschwindigkeit dieser Verfahren gerecht und sie im behérdlichen und ge-
richtlichen Gang entsprechend priorisieren. Zum anderen wiirde damit klargestellt, dass in die-
sen Verfahren die Nachweistiefe dem Gebot der Geschwindigkeit angepasst werden muss. Setzt
der Gesetzgeber Verfahrensfristen, sendet er damit ein Signal aus, welche Nachweistiefe er er-
wartet. Bei kurzen Verfahrensfristen kann naturgemaR nicht derselbe hohe Durchdringungsstan-
dard verlangt werden, wie bei unbefristeten Langzeitpriifungen.

3. Drittbeteiligung

Mehrere Verfahren gegen die nach § 19a Abs. 1 GWB designierten Unternehmen wurden im
Verhandlungsweg vom Bundeskartellamt abgeschlossen. Das garantiert oft zligige Ergebnisse
und einen konsensualen Pragmatismus. Allerdings leidet die Uberpriifbarkeit und Nachvollzieh-
barkeit. Moglicherweise werden Kompromisse eingegangen, die auch einmal fragwirdig sein
konnen. In diesen Fallen sollte eine starkere Drittbeteiligung, etwa von zivilgesellschaftlichen
Verbanden, ermoglicht werden, die in das Verfahren eingebunden werden.

. Kl und Kartellrecht

Der deutsche Gesetzgeber hatin § 19a GWB technologieoffen und mit starkem Blick fiir die Oko-
systemlogik einen vorbildlichen Tatbestand geschaffen. Es ist schon jetzt moglich, mit § 19a GWB
auch Wettbewerbsverzerrungen durch Kl aufzugreifen. Hier zeigt § 19a GWB seine hervorra-
gende Flexibilitat.

1. Gefdhrdungen durch Kl im Wettbewerb

Durch KI entsteht aber eine erhebliche Gefahrdung fir das Grundprinzip Wettbewerb: Es wird
davon ausgegangen, dass immer mehr wirtschaftliche Entscheidungen schon jetzt, erst recht
aber in der Zukunft durch KI-Systeme und KI-Agenten getroffen werden. Angebot und Nachfrage
werden dann von KI-Agenten gesteuert, das menschliche Element geht zunehmend unter. Tris-
tan Rohner schreibt treffend: ,Ein kiinstlicher Wettbewerb ist anfallig flir Wettbewerbsverzer-
rungen. Er wird aullerdem die Richtung der Innovation beeinflussen und die wirtschaftliche
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Machtverteilung steuern.“*! Justus Haucap spekuliert, KI-Agenten kdnnen zu ,Meta-Intermedi-
aren” werden und Unternehmen vom Gatekeeper zum ,, Meta-Gatekeeper” werden lassen.112

KI nimmt Menschen ihre Entscheidungsmacht immer mehr ab. Dadurch kénnen die aus der Platt-
formokonomie bekannten Steuerungen zugunsten einzelner Unternehmen noch besser durch-
gesetzt werden. Der Wettbewerb entscheidet sich kiinftig zum einen an der Frage, wer Uber-
haupt von Kl aufgefunden und prdsentiert wird, etwa in einer Antwort bei ChatGPT. Zum ande-
ren werden KI-Agenten eigenmachtig tatig, ohne dass sie noch einer Kontrolle durch diejenigen
unterliegen, die sie ausgesandt haben. Beides stellt das Modell einer wettbewerbsgetriebenen
Wirtschaftsordnung von eigenstandig entscheidenden Menschen grundlegend in Frage. Die
Steuerung durch einige wenige Anbieter macht Kl im Wettbewerb so gefdhrlich: Die Markteil-
nehmer — Unternehmen wie Verbraucherinnen und Verbraucher —geraten in Abhangigkeit und
in die Steuerung durch einige wenige Konzerne.

2. KI-Tatbestand in § 19a Abs. 2 GWB

In § 19a GWB konnte eine Regelung aufgenommen werden, die einige der Auswiichse dieses
Hkinstlichen Wettbewerbs” besser regulierbar macht. Abzusichern waren insbesondere die
menschliche Entscheidungshoheit und die faire Wettbewerbschance bei der Bericksichtigung
verschiedener Angebote. Eine entsprechende Vorschrift konnte etwa wie folgt lauten:

,DasBundeskartellamt kann im Falle einer Feststellung nach Absatz 1 dem Unternehmen
untersagen,

durch den Einsatz automatisierter, insbesondere auf kiinstlicher Intelligenz beruhender
Systeme, die fir Nutzer Auswahl- oder Transaktionsentscheidungen vorbereiten oder
treffen, den Zugang anderer Unternehmen zu Beschaffungs- oder Absatzmarkten oder
deren wettbewerbliche Handlungsmaoglichkeiten erheblich zu beschranken, insbeson-
dere indem

a) die Berlicksichtigung von Angeboten anderer Unternehmen durch die Systeme ohne
sachlichen Grund eingeschrankt oder von sachfremden Kriterienabhangig gemacht wird;

b) die eigenstdandige Auswahl zwischen konkurrierenden Angeboten oder der Wechsel zu
anderen Vermittlungs- und Entscheidungssystemen unangemessen erschwert wird;

c) die Ausgestaltung oder Steuerung der Systeme dazu fiihrt, dass wettbewerblich rele-
vante Entscheidungen in einer Weise vorstrukturiert werden, die geeignetist, den Wett-
bewerb zwischen anderen Unternehmen erheblich zu beeintrachtigen.”

111 Rohner, Kiinstlicher Wettbewerb, WuW 2025, 453.
12 Haucap, Wettbewerbsokonomische Aspekte, in: Sachverstindigenrat Verbraucherfragen, Verbraucherschutzim
Agentic Commerce — KI-Agenten als Herausforderung fur die Verbraucherplitik, 2026, S. 50.
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Damit wirde die Besorgnis aufgegriffen, dass KI-Systeme zunehmend wirtschaftliche Entschei-
dungen eigenmachtig steuern oder vorprdagen und dadurch Wettbewerb verzerrt wird. Buch-
stabe a verhindert die Diskriminierung anderer Angebote. Buchstabe b sichert die Entschei-
dungsgewalt des einzelnen. Buchstabe c enthalt eine Art Generalklausel fiir die Meta-Interme-
diation. Wiirde dies explizit geregelt, ware es flir das Bundeskartellamt in der Rechtsdurchset-
zung einfacher als wenn das Amt auf § 19 GWB oder bisherige Tatbestande im § 19a GWB zu-
rickgreifen musste.

3. Wettbewerbliche Sorgfaltspflicht fiir den Einsatz von KI-Agenten

Zu erwagen ist auch, ob nicht in einer eigenen Vorschrift die besonderen Wettbewerbsgefahr-
dungen durch KI noch weitergehend aufgegriffen werden sollten. Ein solcher § 19b GWB-E
konnte etwa folgendes vorsehen:

Unternehmen, die KI-Systeme einsetzen, welche Preise, Mengen, Marktaufteilungen,
Geschaftsbedingungen oder den Zugang zu Markten mit wesentlicher Autonomie be-
stimmen oder beeinflussen, haben bei Vorliegen eines erheblichen und konkret vorher-
sehbaren Wettbewerbsrisikos angemessene Vorkehrungen zur Verhinderung wettbe-
werbsbeschrankender Koordinierung und missbrauchlicher Marktabschottung zu tref-
fen.

Klargestellt wiirde damit, dass sich diejenigen, die KI-Agenten einsetzen, nicht aus der Verpflich-
tung stehlen konnen, flir Wettbewerbskonformitat zu sorgen. Die Risikokriterien konnten naher
bestimmt werden. Welche AbhilfemalBnahmen und Sanktionen ggf. erforderlich waren, ware
noch zu diskutieren. Eine solche Vorschrift wiirde aber den Fall abdecken, der vielfachdiskutiert,
aber noch nicht rechtlich aufgelost ist, was beim kollusiven Verhalten von KI-Agenten gelten soll.
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F. Was fehlt?

Kurz skizziert werden im Folgenden weitere mogliche Regelungsthemen des GWB:

1 Profite auf Kosten Dritter

In § 19 Abs. 2 GWB sollte ein Regelbeispiel eingefiihrt werden, dass ein Missbrauch von Markt-
macht auch darin liegen kann, dass ein marktbeherrschendes Unternehmen negative Effekte ex-
ternalisiert oder 6ffentliche Giiter ausbeutet.’'> Damit kdnnten Wettbewerbsverzerrungen ab-
gestellt werden, die zugleich die Nachhaltigkeit beeintrachtigen.

. Kartellschadensersatz

Viele Kartellschadensersatzprozesse dauern Jahre und erweisen sich als kaum durchfiihrbar fir
Gerichte. Der Bundesgerichtshof entschied 2026 einen Rechtsstreit, bei dem Klager Schadenser-
satz wegen kartellrechtswidrig liberhohter Preise fir LKW in Folge des sog. Trucks Kartells ein-
klagen. Das Kartell dauerte nach Feststellungen der EU-Kommission von 1997 bis 2011, 2016
verhangte die Kommission ein Bufigeld. 2020 entschied das Landgericht Miinchen | in erster In-
stanz Giber die 2017 eingereichte Klage, 2024 entschied das Oberlandesgericht Miinchen, 2026
der Bundesgerichtshof.11* Dieser verwies die Sache zurtick ans Berufungsgericht, d.h. der Rechts-
streit, der seinen Ursprung in einem Verhalten zwischen 1997 und 2011 hatte und 2017 formal
begann, dauert auf unbestimmte Zeit an. Die Rechtsdurchsetzung beschéftigt verschiedene Ge-
richte seit beinahe zehn Jahren mit weiterhin offenem Ende. Der alte Merksatz ,Justice delayed
ist justice denied” kommt unweigerlich in den Sinn.

Die Dauer ist den Gerichten kaum vorwerfbar: In dem Fall geht es um (ber 70.000 LKW-Erwerbe
durch Uber 3.000 unterschiedliche Erwerber. Die Dimensionen des Falls sind offensichtlich kaum
mehr zu bewaltigen. In einem anderen Kartellschadensersatz-Verfahren mietete das Landgericht
Minchen | die Wappenhalle Miinchen-Riem an, um eine Verhandlung mit zahlreichen Beteilig-
ten durchfiihren zu kénnen.'?> Im Rundholz-Verfahren, in dem das Land Baden-Wirttemberg
auf Schadensersatz in Hohe von mehreren hundert Millionen Euro verklagt wird, geht es um ca.
336.000 Erwerbsvorgange, die zwischen 1978 und 2016 stattfanden.116

Flr Schadensersatzklagen gegen ein Kartell sollte die Gerichtszustandigkeit in Deutschland wei-
ter konzentriert werden, sodass ein Gericht pro Kartellfall zustandig ist. Das wiirde erhebliche
Effizienzen hervorbringen. Die Gerichte sollten mit addaquaten Tools zur Bearbeitung von Mas-
senverfahren ausgestattet werden. Die Rolle des Bundeskartellamts bei der Schadensbestim-
mung konnte gestarkt werden. Teilweise werden auch konkrete Schadensvermutungen vorge-
schlagen.11’

113 vertiefend Haucap/Podszun/Rohner/Résner, Competition and Sustainability, 2024, S. 116 ff.

114 BGH, 12.5.2026, KZR 6/24 — Sammelklage-Iinkasso, vorgehend OLG Miinchen, 28.3.2024,29 U 1319/20; LG Miin-
chenl,7.2.2020,37 0 18934/17.

115 vgl. Finf Fragen an Michaela Althaus, WuW 2026, 300.

116 Sjehe zu den Zahlen LG Stuttgart, 20.1.2022,30 O 176/19; zuletzt entschieden (und zuriickverwiesen ans OLG
Stuttgart) durch BGH, 28.7.2026, KZR 11/24 — Rundholz BW.

117 Siehe z.B. Birnbrich, Das Durchsetzungsdefizit im Kartellschadensersatz, WuW 2026 (online) WUW1487811.
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. Behordlicher Verbraucherschutz

Die Uberlegungen zur Stirkung des behordlichen Verbraucherschutzes beim Bundeskartellamt
sollten wieder aufgegriffen werden.118 Im europiischen Verbraucherrecht entsteht ein immer
dichteres Netz von Durchsetzungsaktivitaten. In Deutschland ist mittlerweile das Bundesamt fiir
Justiz in die Position gerickt, Bullgelder wegen VerbraucherrechtsverstoRen zu verhangen.
Diese Aufgabe ware beim Bundeskartellamt sachnah aufgehoben, einer Behorde, die mit gro-
Rem wirtschaftlichem Sachverstand arbeitet. Die Kompetenzen kdnnten mit der zivilrechtlichen
Rechtsdurchsetzung gut ausbalanciert werden.

V. Sanktionsrecht

Das Kartellrecht kennt verschiedene Sanktionen: GeldbulRe gegen personliche Verantwortliche
und gegen Unternehmen, Vorteilsabschopfung und Schadensersatz. Hinzukommen, was derzeit
Gegenstand gerichtlicher Auseinandersetzungen ist, auch Regressmoglichkeiten fir Unterneh-
men gegen friihere Manager. Das Verhaltnis dieser Sanktionen zueinander sollte unter Berick-
sichtigung von Kompensation, Abschreckung und Abschépfung neu austariert werden.

V. Ex-post Evaluationen

Flr eine Lern- und Entwicklungskultur ist es wesentlich, aus friiheren Entscheidungen zu lernen.
Im Bereich des Kartellrechts kann dies durch Ex-post Evaluationen erfolgen, fiir die es einige
erfolgreiche Beispiele gibt. Eine Starkung ist wiinschenswert. Dabei waren Zustandigkeiten und
Ressourcen dafiir zu klaren. Solche Evaluationen und weitere Aspekte zur Férderung der Leis-
tungsstarke und Entwicklungsoffenheit des Bundeskartellamts sind auch Gegenstand des Son-
dergutachtens der Monopolkommission ,,Starkes Bundeskartellamt — Wettbewerb der Zukunft”.

Zwei abschlieRende Bemerkungen:

Der Erfolg der deutschen und europdischen Wirtschaft kann nicht herbeireguliert werden. Er
hangt auch nicht in erster Linie am Kartellrecht. Aber Wettbewerb als Grundprinzip, mit starken
Institutionen, ist der unverzichtbare Antrieb fir unternehmerischen Erfolg.

Bei den Reformen des Kartellrechts ist stets im Blick zu behalten, dass die Wettbewerbsordnung
europadisch gedacht ist. Die Wettbewerbspolitik kann nicht nur national gedacht werden. Gerade
in Zeiten der weltweiten Umbriche ist Europa mit einer klaren Wettbewerbsorientierung unsere
einzige Chance.

* %k %

118 Ausfiihrlich Podszun/Schmieder in: Kersting/Podszun, Die 9. GWB-Novelle, 2017, Kap. 6 (S. 85 ff.); Pods-
zun/Busch/Henning-Bodewig, Behérdliche Durchsetzung des Verbraucherrechts?, Studie fir das Bundesministe-
rium fir Wirtschaft und Energie, 2018, abrufbar unter https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Stu-
dien/behoerdliche-durchsetzung-des-verbraucherrechts.pdf.

Podszun — Stellungnahme zur 12. GWB-Novelle — Bundestag, 2026 | 37



	21(9)406_Stellungnahme_Prof. Dr. Podszun_GWB_Novelle
	Stellungnahme
	Ausschussdrucksache 21(9)406

	Podszun BT-Wirtschaftsausschuss GWB12 StN 2026
	A. Wettbewerb unter Druck
	I. Wettbewerbsfähigkeit durch Wettbewerb
	II. Hohe Konzentration
	III. Schwierige Rechtsdurchsetzung

	B.  Sektorbezogene Anpassungen
	I. Landwirtschaft (§ 28 GWB-E)
	II. Medien (§§ 30, 36 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 GWB-E)
	1. Vorgeschlagene Änderungen
	2. Sinnhaftigkeit der Privilegierung
	3. Enge Auslegung erforderlich
	4. Zur Fusionskontrolle bei Medienunternehmen
	5. Vorschläge zum wettbewerblichen Level Playing Field

	III. Energiewirtschaft (§ 29 GWB i.V.m. § 187 Abs. 1 GWB-E)
	IV. Kraftstoffmärkte (§§ 29a, 47k GWB-E)
	V. Insbesondere: Maßnahmen nach einer Sektoruntersuchung (§ 32f GWB) – das New Competition Tool im Praxistest

	C. Befugnisse, Verfahren, Rechtsschutz – und die Institution Bundeskartellamt
	I. Ausdehnung des Anspruchs auf „comfort letter“ (§ 32c GWB-E)
	II. Anhörung, Akteneinsicht, Transparenz und weitere Verfahrensregeln (§§ 43 Abs. 4, 56 ff., § 61 Abs. 3 GWB-E)
	III. Rechtsschutz (§§ 77, 78 GWB-E)
	IV. Stellung des Präsidenten/der Präsidentin und der Beschlussabteilungen (§ 51a GWB-E)
	V. Vergabescreening (§§ 32h, 114 GWB-E)

	D. Fusionskontrolle (§§ 35 ff. GWB-E)
	I. Anhebung der Schwellenwerte (§ 35 Abs. 1 GWB-E)
	II. Anpassung der Transaktionswertschwelle (§ 35 Abs. 1 Nr. 2 lit. b GWB-E)
	III. Verfahren der Fusionskontrolle (§§ 39, 40, 41 GWB-E)
	IV. Materielle Eingriffstatbestände
	V. Ministererlaubnis (§ 42 GWB, § 73 Abs. 2 GWB-E)

	E. Digitales, KI und Kartellrecht
	I. Die ungebrochene Macht von Big Tech und die fortdauernde Aufgabe
	II. Stärkung von § 19a GWB
	1. Fortgeltung der Designierung
	2. Soll-Fristen für das Verfahren
	3. Drittbeteiligung

	III. KI und Kartellrecht
	1. Gefährdungen durch KI im Wettbewerb
	2. KI-Tatbestand in § 19a Abs. 2 GWB
	3. Wettbewerbliche Sorgfaltspflicht für den Einsatz von KI-Agenten


	F. Was fehlt?
	I. Profite auf Kosten Dritter
	II. Kartellschadensersatz
	III. Behördlicher Verbraucherschutz
	IV. Sanktionsrecht
	V. Ex-post Evaluationen



